Sachverhalt:
1. Vorbemerkung

Im Jahr 2008 startete die Stadt Remagen einen ersten Anlauf, fur das Plangebiet einen
Bebauungsplan aufzustellen. Dieser wurde durch das Urteil des Oberverwaltungs-
gerichtes Rheinland-Pfalz vom 27.09.2010 (Az. 1 C 10008/10.0VG) fur unwirksam er-
klart.

Der steigende Siedlungsdruck hat bereits damals dazu gefihrt, dass zunehmend auch
in weniger optimalen Lagen Grundstlcke fir den Wohnungsbau verwendet wurden. In-
nerhalb des Plangebietes nahm damit die Notwendigkeit zu, die weitere Entwicklung
planerisch zu steuern, um tber das Rucksichtnahmegebot hinaus eine geordnete bauli-
che Entwicklung sicherzustellen und langfristig das Nebeneinander von Wohnen und
Gewerbe in einer vertraglicheren Weise zu gestalten. Mit der Erklarung der Unwirksam-
keit war bereits klar, dass in einem neuen Anlauf ein Bebauungsplan aufgestellt werden
soll.

Ein weiteres Planungsziel ist der Umbau der B9, fir den nun eine Vorplanung vorliegt.
Der sich hieraus ergebende Flachenbedarf wurde in den Planentwurf eingearbeitet.

Ziel des Bebauungsplans ist somit die Festsetzung der fur den Umbau der Sinziger
Stral3e notwendigen Verkehrsflachen sowie die Festsetzung von Wohn-, Misch- und
Gewerbegebieten, um die weitere bauliche Entwicklung so zu steuern, dass die gegen-
seitige nachteilige Beeinflussung von stérenden und storempfindlichen Nutzungen redu-
ziert wird.

Mit diesen Zielen wurde in der Zeit vom 28.02. bis einschlief3lich 01.04.2019 das Beteulli-
gungsverfahren durchgefthrt. Die zuvor erfolgte ortsiibliche Bekanntmachung der Unter-
richtung (frihzeitige Beteiligung) am 20.02.2019 enthielt auch den Hinweis, dass die
Verfahrensunterlagen wahrend dieser Zeitspanne auf der Homepage der Stadt
Remagen abgerufen werden kénnen.

Die Behorden und Trager 6ffentlicher Belange wurden mit Schreiben vom 15.02.2019
Uber das Beteiligungsverfahren informiert.

Das Ergebnis des Beteiligungsverfahrens ist nachstehend dokumentiert.
2 Behdrden und Trager 6ffentlicher Belange ohne Beteiligung

Nachstehende Behorden und Trager offentlicher Belange wurden angeschrieben, haben
sich am Verfahren jedoch nicht beteiligt. Die Stadt kann daher davon ausgehen, dass
die jeweils zu vertretenen Belange bereits ausreichend bertcksichtigt sind oder aber
nicht berihrt werden.

e SGD Nord, Regionalstelle Gewerbeaufsicht; Koblenz
e SGD Nord, Regionalstelle Wasserwirtschaft, Abfallwirtschaft, Bodenschutz; Kob-
lenz



Bundesanstalt fir Immobilienaufgaben, Disseldorf
Generaldirektion Kulturelles Erbe, Direktion Landesdenkmalpflege, Mainz
Vermessungs- und Katasteramt Mayen-Koblenz, Mayen
Polizeiinspektion Remagen
Bundeswehr-Dienstleistungszentrum Mayen; Mayen
innogy; Saffig

Deutsche Telekom Technik GmbH, Mayen

bn:t Blatzheim Networks Telecom GmbH; Bonn

DB Station & Service GmbH, Koblenz

Verkehrsverbund Rhein-Mosel GmbH, Koblenz

DB Regio Bus Rhein-Mosel GmbH, Koblenz
Stadtverwaltung Bonn

die im Stadtrat vertretenen Parteien

3 Behorden und Trager 6ffentlicher Belange ohne Anregungen

Folgende Behorden und Trager offentlicher Belange haben mitgeteilt, dass sie keine An-
regungen vortragen, ihre Belange berucksichtigt oder nicht betroffen sind:

Forstamt Ahrweiler, Bad Neuenahr-Ahrweiler

Industrie- und Handelskammer Koblenz, Bad Neuenahr-Ahrweiler
Abwasserzweckverband Untere Ahr, Sinzig

Generaldirektion Kulturelles Erbe, Direktion Landesdenkmalpflege, Geschaftsstel-
le Praktische Denkmalpflege; Mainz

PLEdoc GmbH, Essen fir Open Grid Europe, Essen

e Vodafone Kabel Deutschland GmbH; Trier

e Stadtverwaltung Sinzig

4 Eingereichte Stellungnahmen
Folgende Stellungnahmen gingen im Rahmen des Beteiligungsverfahrens ein:

4.1 Deutsches Rotes Kreuz, Bad Neuenahr-Ahrweiler

4.2  Eisenbahnbundesamt, Frankfurt

4.3  Generaldirektion Kulturelles Erbe, Direktion Landesarchaologie, Koblenz

4.4 DB Energie GmbH, Kdln

4.5 Landesbetrieb Mobilitat Cochem-Koblenz, Cochem

4.6  Bundesamt fur Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstleistungen der Bun-
deswehr, Bonn

4.7  Handwerkskammer Koblenz

4.8 Handelsverband Mittelrhein-Rheinhessen-Pfalz, Neustadt

4.9 Landesamt fur Geologie und Bergbau, Mainz

4.10 Kreisverwaltung Ahrweiler, Bad Neuenahr-Ahrweiler

4.11 Energienetze Mittelrhein, Koblenz, auch fur Stadtwerke Remagen



4.12 DB Immobilien, Region Mitte, Frankfurt

4.13 DB Kommunikationstechnik GmbH, Frankfurt
4.14 Bdrger 1

4,15 Bdrger 2

4.16 Bdurger 3

4,17 Bdurger 4

4.18 Burger5

4.19 Ortsbeirat Remagen

Die Stellungnahmen der Behdrden und der Trager offentlicher Belange werden im Fol-
genden wortlich wiedergegeben.

Die Stellungnahmen der Burger sind aus datenschutzrechtlichen Grinden um schut-
zenswerte, insbes. personenbezogene Daten zu kiirzen; sie werden im Ubrigen eben-
falls wortlich wiedergegeben.

Gekdurzte Passagen sind durch entsprechende Hinweise gekennzeichnet.

4.1 Deutsches Rotes Kreuz, Kreisverband Ahrweiler, Ahrweilerstrale 1, 53474
Bad Neuenahr-Ahrweiler, E-Mail vom 23.02.2019

4.1.1 Inhalt der Stellungnahme

in Beantwortung lhres im Betreff genannten Schreibens zur Bauleitplanung der Stadt
Remagen im Bereich der Sinziger Stral3e (Bebauungsplan 10.42) teilen wir Ihnen ge-
malf der telefonisch mit Ihnen getroffenen Absprache mit, dass wir als Eigentiimer des
Grundstiicks und Gebaudes mit der Anschrift Sinziger Stral3e 11 (DRK-Rettungswache)
beabsichtigen, in den kommenden 2 — 3 Jahren eine bauliche Erweiterung der Ret-
tungswache vorzunehmen. Konkrete Plane dazu bestehen noch nicht.

4.1.2 Stellungnahme der Verwaltung

Der Umstand, dass noch keine genauen Vorstellungen Gber Art und Umfang einer mog-
lichen AusbaumalRnahme bestehen, erschwert eine angemessene Bewertung der Stel-
lungnahme. Auf telefonische Nachfrage wurde die Anregung dahingehend erganzt, dass
zur Erganzung von Personalrdumen an eine Aufstockung wie auch an eine Erweiterung
des Fuhrparks (Fahrzeug fur den Notarzt) gedacht ist.

Fur den Entwurf zur Offenlage bestehen folgende Uberlegungen: stralBenseitig soll die
Baugrenze in Fortfihrung der Baulinie der Bestandsbauten Sinziger Stral3e 1 bis 9 fest-
gesetzt werden. Es ist davon auszugehen, dass der Stral3enbaulasttrager auch entlang
der B9 den Anliegern die fur den Ausbau nicht bendtigten Grundstiicksflachen zum Kauf
anbietet. Die straf3enseitige Baugrenze soll, bezogen auf den neuen Stral3enverlauf, in
einem Abstand von 3,0 m verlaufen. Hieraus ergibt sich ein etwa 4 m breiter Streifen
zwischen dem Bestandsgebaude und der Baugrenze.

Das bahnseitig angrenzende Flurstiick 72/96 wird bereits gewerblich genutzt und wird
daher unter Wahrung eines 3 m — Mindestabstandes zu anderen Grundstticken in die
Uberbaubare Grundstticksflache einbezogen. Im Bereich der nordlichen Wohnhéuser



(Sinziger Stral3e 1 bis 9) wird ein 15 m tiefes Baufeld zur Bebauung zur Verfiigung ste-
hen (vgl. Abbildung 1). Mit der sich so ergebenden Bauflache sind die bisher erkennba-
ren Erweiterungswunsche des DRK grundsatzlich realisierbar.

Fur das Mischgebiet wird eine GRZ von 0,6 gelten. Fur einen Ausbau des Gebaudes
wird dies bereits auf das derzeitige Grundstiick ausreichend bemessen sein, da sich hie-
raus eine zulassige Grundflache von fast 600 m? ergibt (Bestandsgeb&ude: ca. 230 m?
Grundflache). Kritisch ist jedoch die nahezu vollstandige Versiegelung der sonstigen
Grundstucksflachen zu sehen, die Uber den im 1990 gestellten Bauantrag dargestellten
Umfang hinausgeht. Das zulassige Mal ist auf den Wert von 0,8 beschrankt, so dass
der verbleibende Anteil als Gartenflache zu gestalten ist.

Hinsichtlich der geplanten Gebaudehohe von 2 Vollgeschossen mit ausbaubaren Dach-
geschoss durften auch einer Aufstockung des Bestandsgeb&audes (eingeschossig mit
ausgebautem Dach) die kiinftigen Festsetzungen nicht grundsatzlich entgegenstehen.

4.1.3 Abwagungsvorschlag
Der Inhalt der Stellungnahme wird wie dargelegt bei der weiteren Planung beriicksich-
tigt.

4.2 Eisenbahnbundesamt, AuRenstelle Frankfurt/Saarbriicken, Untermainkai
23-25, 60329 Frankfurt/Main, Schreiben vom 25.02.2019

4.2.1 Inhalt der Stellungnahme




Sehr geehrte Damen und Herren,

Ihr Schreiben ist am 20.02.2019 beim Eisenbahn-Bundesamt (EBA) eingegangen und wird hier
unter dem o.a. Geschéftszeichen bearbeitet. Ich danke Ihnen fur die Beteiligung des EBA als Tra-

ger offentlicher Belange.

Das Plangebiet liegt an der Eisenbahnstrecke 2630 Kéln — Bingen (ca. in Hohe von Bahn-km
53,145 bis Bahn-km 54,175) und an der Eisenbahnstrecke 3000 Remagen — Adenau (ca. in Hohe
von Bahn-km 0,430 bis Bahn-km 1,460). Zudem uberspannt die 110-kV-Bahnstromleitung Koblenz

— Remagen im siidlichen Bereich das Plangebiet

Ich weise darauf hin, dass die Deutsche Bahn AG als Trager offentlicher Planungen und aufgrund
der Tatsache, dass sie in der Nahe der geplanten MaRnahme Betriebsanlagen einer Eisenbahn
betreibt, zu beteiligen ist (Koordinationsstelle: Deutsche Bahn AG, DB Immobilien, Region Mitte,
Camberger StraRe 10, 60327 Frankfurt am Main). |

4.2.2 Stellungnahme der Verwaltung

Der Verlauf der Leitung einschlie3lich der Schutzstreifen wird, soweit diese im Gel-
tungsbereich liegen, nachrichtlich in die Planzeichnung tlbernommen. Die sich hieraus
ergebenden Einschrankungen im Bereich der Schutzstreifen werden als Hinweis in den
Textteil ergdnzend aufgenommen.

Die Deutsche Bahn AG wurde mit Ihren Tochtergesellschaften DB Energie GmbH
(Ko6In), der DB Immobilien (Frankfurt) sowie der DB Station & Service (Koblenz) unmit-
telbar am Verfahren beteiligt. Auf deren Stellungnahmen wird verwiesen (vgl. Nr. 4.4
und 4.12 sowie Stellungnahme der DB Kommunikationstechnik 4.13).

4.2.3 Abwagungsvorschlag
Der Inhalt der Stellungnahme wird wie dargelegt bei der weiteren Planung beriicksich-
tigt.

4.3 Generaldirektion Kulturelles Erbe, Direktion Landesarchaologie, Aul3enstel-
le Koblenz, Niederberger Hohe 1, 56077 Koblenz, Schreiben vom 22.02.2019

4.3.1 Inhalt der Stellungnahme




Sehr geehrte Damen und Herren,

Zu oben genanntem Vorhaben nehmen wir wie folgt Stellung:

Betreff Stellungnahme Siehe Erklarung
Erdarbeiten Erhebliche Bedenken D1

Erklarungen
D (Detailerlauterungen)

1 Unsere Belange sind durch die Textfestsetzung Abschnitt 3.1 nicht vollstindig
beriicksichtigt. Im Bereich des Plangebietes befindet sich ein rémerzeitliches
Gréberfeld. Daher miissen jegliche Eingriffe in den Untergrund — hierzu gehéren auch
Abrissarbeiten (Fundamente) — mit unserer Dienststelle terminlich abgestimmt werden.
Wir weisen darauf hin, dass im Rahmen von Erdarbeiten Verzégerungen infolge
archdologischer Untersuchungen einzuplanen sind. Weiterhin weisen wir auf §21, Abs. 3
DSchG RLP hin.

E (Erhebliche Bedenken)

Im Planungsbereich sind der Direktion Landesarchéologie, AuRenstelle Koblenz arch&ologische
Fundstellen bekannt, die zu erhalten beziehungsweise vor einer Zerstérung umfassend fachgerecht
zu untersuchen sind. Es wird empfohlen, vor weiteren Planungen den Kontakt mit oben genannter
Dienststelle aufzunehmen. Die Direktion Landesarch&dologie Koblenz ist unter landesarchaeologie-
koblenz@gdke.rlp.de oder 0261 — 6675 3000 zu erreichen. Weiterhin wird auf die Anzeige-,
Erhaltungs- und Ablieferungspflicht (§16-21 DSchG RLP) hingewiesen.

Ungenehmigte sowie unangemeldete Erd- und Bauarbeiten im Bereich von arch&ologischen
Fundstellen sind nach § 33 Abs. 1 Nr. 13 DSchG RLP ordnungswidrig und kénnen mit einer GeldbuRe
von bis zu einhundertfunfundzwanzigtausend Euro geahndet werden (§33, Abs.2 DSchG RLP).

Diese Stellungnahme bezieht sich ausschlieRlich auf die Belange der Direktion Landesarchaologie.
Eine Stellungnahme der Direktion Landesarchéologie, Referat Erdgeschichte, Niederberger Héhe 1,
56077 Koblenz, erdgeschichte@gdke.rlp.de, sowie die Direktion Landesdenkmalpflege Mainz,

SchillerstraRe 44 - Erthaler Hof, 55116 Mainz, landesdenkmalpflege@gdke.rlp.de muss gesondert
eingeholt werden.

Bei Ruckfragen stehen wir gerne unter der oben genannten Rufnummer und Emailadresse zur
Verfugung. Bitte geben Sie unser o. g. Aktenzeichen an.

Mit freundlichen GriiRen

4.3.2 Stellungnahme der Verwaltung

In der bisherigen Fassung verweist der Textteil bereits auf die Existenz archéologischer
Funde im Geltungsbereich, auf die friihzeitige Anmeldung von Erdarbeiten sowie die
Meldepflicht von Funden. Diese Hinweise werden entsprechen der Stellungnahme pra-
zisiert und um den ausdrtcklichen Verweis auf § 21 Abs. 3 DSchG (anteilige Kosten-
tbernahme zur Dokumentation bei Befunden) erganzt.

Die neue Fassung lautet:

In unmittelbarer Nahe des Plangebietes sind rémische und vorgeschichtliche Fundstel-

len (rom. Graberfeld) bekannt. Jegliche Eingriffe in den Untergrund (insbes. Erdarbeiten,
Abrissarbeiten von Fundamenten, u.a.) sind friihzeitig mit der Generaldirektion Kulturel-
les Erbe terminlich abzustimmen (mind. 4 Wochen vorher), damit méglichst schon wéah-



rend der Erdarbeiten die archaologischen Befunde und Funde erkannt und fachgerecht
aufgenommen werden kdnnen. Die 6rtlich eingesetzten Firmen sind entsprechend zu
belehren. Mogliche Verzégerungen infolge archaologischer Untersuchungen sind einzu-
planen.

Insbesondere wird fiir Vorhaben, deren Gesamtkosten jeweils 500.000,00 EUR uber-
steigen, darauf hingewiesen, dass sie als Veranlasser im Rahmen des Zumutbaren zur
Erstattung der Kosten erdgeschichtlicher oder archéologischer Nachforschungen und
Ausgrabungen einschliel3lich der Dokumentation der Befunde verpflichtet werden kon-
nen. Diese Entscheidung einschlief3lich der Festsetzung und Anforderung des Erstat-
tungsbetrages, der in der Regel 1 v. H. der Gesamtkosten der Vorhaben nicht Gber-
schreiten soll, erfolgt durch die Denkmalfachbehdérde. (§ 21 Abs. 3 DSchG).

Ungenehmigte sowie unangemeldete Erd- und Bauarbeiten im Bereich von archaologi-
schen Fundstellen sind nach § 33 Abs. 1 Nr. 13 DSchG ordnungswidrig und kénnen mit
einer Geldbuf3e von bis zu 125.000 € geahndet werden (§ 33 Abs. 2 DSchG)

Archaologische Funde (wie Mauern, Erdverfarbungen, Knochen und Skeletteile, Gefalie
oder Scherben, Minzen und Eisengegenstande usw.) unterliegen gem. 88 16-22
Denkmalschutzgesetz Rheinland-Pfalz (DSchG) der Meldepflicht an die Generaldirekti-
on Kulturelles Erbe. Die Funde sind in unverandertem Zustand zu erhalten und in geeig-
neter Weise bis zu einer Entscheidung zu schiitzen (88 16 und 17 DSchG).

Kontaktdaten

Generaldirektion Kulturelles Erbe, Direktion Landesarchéologie, Aul3enstelle Koblenz,
Niederberger Hohe 1, 56077 Koblenz, 0261/6675-3000 oder landesarchéologie-
koblenz@qgdke.rlp.de

Die Direktion Landesdenkmalpflege wurde unmittelbar am Verfahren beteiligt, hat sich
jedoch nicht geaul3ert (vgl. Nr. 2).

4.3.3 Abwagungsvorschlag
Der Inhalt der Stellungnahme wird wie dargelegt bei der weiteren Planung bericksich-
tigt.

4.4 DB Netze, DB Energie GmbH, Schwarzer Weg 100, 51149 Kdln, Schreiben
vom 06.03.2019

4.4.1 Inhalt der Stellungnahme
vielen Dank fiir Ihre Beteiligung.

Die von lhnen tibersendeten Unterlagen bzgl. der Unterrichtung zum Entwurf des Bebauungs-
plans 10.42 ,Sinziger StraRe“ im Ortsbezirk Remagen wurde gepriift.


mailto:landesarchäologie-koblenz@gdke.rlp.de
mailto:landesarchäologie-koblenz@gdke.rlp.de

Das Plangebiet wird von der 110kV-Bahnstromleitung 445 Koblenz -Remagen der DB Energie
GmbH im Mastfeld 2561 - 2562 durchkreuzt.

Jedwede Bebauung unterhalb und im Schutzstreifen der Leitung ist mit der DB Energie im Vor-
feld abzustimmen. Wir bitten Sie daher, uns in jedem Fall weiterhin im Rahmen der Baumaf3-
nahmen entsprechen zu beteiligen.

4.4.2 Stellungnahme der Verwaltung

Die Lage der 110 kV-Bahnstromleitung wird, soweit sie im Plangebiet verlauft, ebenso
wie die zugehdorigen Schutzstreifen nachrichtlich in die Planzeichnung Glbernommen. Die
sich hieraus ergebenden Einschrankungen im Bereich der Schutzstreifen werden als
Hinweis in den Textteil erganzend aufgenommen.

4.4.3 Abwagungsvorschlag
Der Inhalt der Stellungnahme wird wie dargelegt bei der weiteren Planung beriicksich-
tigt.

4.5 Landesbetrieb Mobilitat Cochem-Koblenz, RavenéstralRe 50, 56812 Cochem,
Schreiben vom 27.03.2019

4.5.1 Inhalt der Stellungnahme

gegen die Bauleitplanung der Stadt Remagen zur Aufstellung des Bebauungsplans 10.42 ,Sin-

ziger StralRe“ werden aus straBenbaubehérdlicher Sicht diesseits keine grundsétzlichen Beden-
ken erhoben.

Die Planung fur den Ausbau der B 9 erfolgt in enger Abstimmung zwischen der Stadtverwaltung
Remagen und dem LBM Cochem-Koblenz.

Im Hinblick auf den fur den Ausbau der B 9 erforderlichen Grunderwerb muss allerdings die als
StraBenverkehrsfliache ausgewiesene Flache zur Baurechtschaffung noch genauer an die Stra-
Renplanung angepasst werden. Dies ist vor allem beim Anwesen ,Sinziger Strae 12 zur korri-
gieren. Hier muss eine vorhandene Mauer abgerissen werden und Grunderwerb getatigt wer-
den. Dies ist in den vorgelegten Unterlagen nicht ersichtlich, da die StraRenverkehrsflache die
Grundstlicksgrenze nicht Uberschreitet.

Meistens ist die erforderliche Grunderwerbsflache so gering, dass sie im MaRstab 1:1000 kaum
zu erkennen ist. Aber z.B. bei den Grundstlicken der Sinziger StraRe 30, sowie 43-45 sollte mit
Hilfe der Abgrenzung der StraRenverkehrsflache angedeutet werden, dass Grunderwerb erfor-

derlich ist.

Ein Vorabzug der Grunderwerbsunterlagen liegt der Stadtverwaltung Remagen mit Email vom
14.01.19 an Herrn Ginther bereits vor.

4.5.2 Stellungnahme der Verwaltung

Der Inhalt der Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.

Soweit durch eine versehentlich unvollstandige Dateniibernahme die Verkehrsflachen
bislang nicht in Ganze festgesetzt wurden, wird dies im weiteren Verfahren in der Plan-
zeichnung korrigiert.

Erganzend hierzu werden, um den Umfang des fur den StraRenausbau notwendigen
Grunderwerbs zu dokumentieren, die bereitgestellten Grunderwerbsplane den Verfah-
rensunterlagen beigefugt und als Anlage zur Begriindung in Zuge der Offenlage mit




ausgelegt.

4.5.3 Abwagungsvorschlag o
Der Inhalt der Stellungnahme wird wie dargelegt bei der weiteren Planung beriicksich-

tigt.

4.6 Bundesamt fur Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstleistungen der Bun-
deswehr, Infra | 3, Postfach 29 63, 53019 Bonn, Schreiben vom 20.03.2019

4.6.1 Inhalt der Stellungnahme
Sehr geehrte Damen und Herren,

im 0. g. Verfahren gibt die Bundeswehr bei gleichbleibender Sach- und Rechtslage folgende
Stellungnahme ab:

Durch das Vorhaben werden militarische Belange beriihrt. Das Plangebiet befindet sich im
Zustandigkeitsbereich des NATO Flugplatzes Biichel. Des Weiteren ist die B 9 in dem
betroffenen Bereich zugleich die Militarstrake 706.

Genaue maximale Bauhéhen kénnen den Planunterlagen nicht entnommen werden. Auf
Grund der vorgesehenen Art der baulichen Nutzung gehe ich davon aus, dass bauliche
Anlagen -einschlieflich untergeordneter Gebaudeteile- eine Hohe von 30 m tiber Grund
nicht Gberschreiten.

Sollte entgegen meiner Einsch&tzung diese Héhe uberschritten werden, bitte ich mir
Planunterlagen vor Erteilung einer Baugenehmigung =zur Prifung zuzuleiten.
Einschrankungen werden gegebenenfalls im weiteren Verfahren erhoben.

Bezlglich der B 9 sind die Richtlinien fir das MilitarstraBengrundnetz zu beachten
(Bemessungsfall llb gemal Bezug 1).

Diese StraRen sollen grundsétzlich eine Fahrbahnbreite von tber 7,30 m aufweisen,
mindestens aber auf freier Strecke die beschrankte Begegnungsméglichkeit fir
militarische Schwerstfahrzeuge (3,75 m Breite) mit Fahrzeugen des allgemeinen Verkehrs
(2,50 m Breite) zulassen.

Die StraRe muss in beiden Richtungen fur Fahrzeuge mit bis zu 100 Tonnen geeignet sein.

Im Bereich der Linksabbiegerspur ohne Fahrbahnteiler ist eine Einzelfahrbahnbreite von
mindestens 3,75 m in beiden Richtungen einzuhalten.

Im Bereich der geplanten Fahrbahnteiler sind bei Einzelfahrstreifen neben Mittelinseln mit
seitlichem Versatz, folgende Fahrbahnbreiten einzuhalten:

- 4,25 m ohne seitlichen und/ oder querenden Fulgangerverkehr

- 4,75 m mit seitlichen und/ oder querenden Fullgéangerverkehr

Der Beginn und die Fertigstellung der Stra[&enbaumaf&nghme sind mit Angabe des
Zeischens 1V-075-19-BBP unter folgender Anschrift anzuzeigen:



Landeskommando Hessen
Fachbereich Verkehrsinfrastruktur
Moltkering 9

65189 Wiesbaden
LKdoHEVerkinfra@Bundeswehr.org

4.6.2 Stellungnahme der Verwaltung
Der Inhalt der Ausfiihrungen wird zur Kenntnis genommen.

Gebaudehdhen von 30 m und mehr Uber Grund sind nicht geplant. Allerdings kdnnten
die in den Baugebieten zulassigen ,besondere Vorhaben, wie etwa freistehende Sende-
masten (Eisenbahn, Mobilfunk), derartige Hohen erreichen. Die Errichtung derartiger
Anlagen ist nicht das Ziel der Planung, zumal auf dem Dach des Krankenhauses an ex-
ponierter Lage bereits verschiedene Mobilfunksender installiert sind. Sollte dessen un-
geachtet eine solche Einzelanlage errichtet werden, so ist diesbeziiglich eine Einzelfall-
prufung vorzunehmen.

Hinsichtlich der Anforderungen an den Verkehrsraum werden diese zur nochmaligen
Prifung an den StralRenbaulasttrager weitergeleitet. Soweit erkennbar sind die ge-
wuinschten Fahrbahnbreiten bei der vorliegenden Planung bertcksichtigt.

Eine weitere Beteiligung am Verfahren wird sichergestellt.
4.6.3 Abwagungsvorschlag

Der Inhalt der Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Einen Anderung oder Er-
ganzung der Unterlagen erfolgt nicht.

4.7 Handwerkskammer Koblenz, Bauleitplanung, Friedrich-Ebert-Ring 33, 56068
Koblenz, Schreiben vom 26.03.2019

4.7.1 Inhalt der Stellungnahme

vielen Dank fir die Einbeziehung in das oben genannte Abstimmungsverfahren. In der Funktion als Trager

offentlicher Belange haben wir die Planungsunterlagen geméaB § 4 Abs. 1 BauGB eingehend gepriift und
bewertet.

Wir konnten durch die Planungen derzeit keine Einschrénkungen oder Behinderungen in Bezug auf die
Entwicklungs- und Nutzungsmdéglichkeiten unserer Handwerksbetriebe feststellen und haben somit keine
Bedenken gegen die geplanten MaBnahmen.

Wir bitten Sie dennoch, den Bestandsschutz sowie die Erweiterungsméglichkeiten der dort ansassigen
Handwerksbetriebe nicht auBer Acht zu lassen.

Mit freundlichen GriBen

4.7.2 Stellungnahme der Verwaltung
Der Inhalt der Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.
Ziel des Verfahrens ist es, die bisherige Gemengelage so zu ordnen und zu organisie-




ren, das langfristig mogliche Konflikte zwischen der stérempfindlichen Wohnnutzung und
den Gewerbebetrieben vermieden werden. Eine Entwicklung beider Nutzungen wird
bislang lediglich durch das Gebot der gegenseitigen Rucksichtnahme begrenzt. Dieser
Zustand soll durch einen am Bestand orientierten planerischen Ansatz ersetzt werden.
Dies bedingt, dass im Einzelfall iber den Bestandschutz hinaus eine weitergehende
Entwicklung nicht mehr mdglich sein wird. Gleichwohl ist es das Ziel der Stadt
Remagen, bestehende Betriebe mdglichst nicht zu vertreiben, sondern fir einen Inte-
ressenausgleich zu sorgen.

4.7.3 Abwagungsvorschlag )
Der Inhalt der Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Eine Anderung oder Ergan-
zung der Planinhalte erfolgt nicht.

4.8 Handelsverband Mittelrhein-Rheinhessen-Pfalz, Festplatzstral3e 8, 67433
Neustadt, Schreiben vom 01.04.2019

4.8.1 Inhalt der Stellungnahme

nach Uberprifung der Unterlagen teilen wir Ihnen mit, dass seitens des Handelsverbandes
gegen den oben genannten Bebauungsplan zur Zeit grundsétzlich keine Bedenken bestehen.

Vorbehalte ergeben sich gegen die ausnahmsweise Zulassung zentrenrelevanter Sortimente
unter Punkt 1.2.1 des Textteils. Die hier freigegebenen Flachen sind zu unbestimmt um eine
genaue Beurteilung abgeben zu koénnen. Wir verweisen in diesem Zusammenhang auf die

Agglomerationsproblematik. Hier solte neben der prozentualen Freigabe auch mit
Hochstverkaufsfldchen gearbeitet werden,

_Eine endgultige Beurteilung hinsichtlich der Verkaufsfiéche fir zentrenrelevante Sortimente ist
jedoch aus oben genannten Griinden derzeit nicht méglich.

4.8.2 Stellungnahme der Verwaltung
Die Aussage, dass keine grundsatzlichen Bedenken bestehen, wird zur Kenntnis ge-
nommen.

Die textlichen Festsetzungen zur Beschrankung des Einzelhandels mit nahversorgungs-
und zentrenrelevanten Sortimenten gehen im Wesentlichen auf das Einzelhandels- und
Zentrenkonzept in der aktuell gultigen Fassung zurtick. Diese am 24.06.2013 vom Stadt-
rat beschlossene informelle Planung enth&lt Empfehlungen zum Umgang mit Ansied-
lungsvorhaben aufR3erhalb der zentralen Versorgungsbereiche. Nach 8 1 Abs. 6 Nr. 11
BauGB ist dieses von der Stadt beschlossene Konzept bei der Aufstellung der Bauleit-
plane insbesondere zu bericksichtigen.
Erganzt wurden diese Empfehlungen durch flachenbezogene Angaben, um im Zuge ei-
nes Baugenehmigungsverfahrens den anderenfalls unbestimmten Rechtsbegriffe ,deut-
lich untergeordnete Nebensortimente® bemessen und bewerten zu kbnnen.
Die Festsetzungen nach 1.2.1 des Textteils sehen in der bisherigen Fassung vor, dass
der Handel mit nahversorgungs- oder zentrenrelevanten Sortimenten nur dann aus-
nahmsweise zulassig sein soll, wenn diese

a) als Randsortimente mit max. 10% der Verkaufsflache des Hauptsortiments,

b) in einer Verkaufsstelle mit weniger als 50 m? Verkaufsflache oder

c) in einem Betrieb, der diese Waren vor her- oder fertigstellt, sofern die Verkaufs-



flache nur einen untergeordneten Teil des Betriebes einnimmt,
gehandelt werden.

Der Handelsverband schlagt vor, erganzend zu den prozentualen Werten auch absolute
Obergrenzen fir die ausnahmsweise zuldssigen Sortimente festzusetzen. Ausgehend
von der Rechtslage ist unstrittig, dass sich eine solche Obergrenze nur auf den jeweili-
gen Einzelbetrieb beziehen kann. Wirde sich die Obergrenze hingegen als absoluter
Wert auf ein gesamtes Gebiet beziehen, so entstunde ein ,Windhundrennen®, bei dem
nach Aufzehrung des zulassigen Kontingentes nachfolgende Antragsteller keine Aus-
sicht mehr auf Inanspruchnahme der Ausnahmeregel hatten.

Ferner ist das bisherige Planungsziel zu beachten, nach dem der Einzelhandel aus-
schlielich in den Mischgebieten regelmaldig zugelassen wird.

Eine weitere Grenze stellt die die Grof3flachigkeit i.S. des § 11 BauNVO dar. Als grol3-
flachig wird ein Einzelhandelsbetrieb im Regelfall dann angesehen, wenn er eine Ver-
kaufsflache von mindestens 800 m? aufweist. Derartige Betriebe sind von Gesetzes we-
gen nur in Kerngebieten oder eigens festgesetzten sonstigen Sondergebieten zugelas-
sen und koénnen sich folglich nicht im Geltungsbereich ansiedeln.

Mit den Beschrankungen des Einzelhandels im Geltungsbereich mdchte die Stadt errei-
chen, dass sich an der Hauptverkehrsstral3e kein Nebenzentrum entwickelt, von dem
nachteilige Auswirkungen auf zentrale Versorgungsbereiche ausgehen, wie etwa der
unweit gelegenen Kernstadt oder die Zentren benachbarter Stadte und Gemeinden.

Als zentrenunschadlich und unbedenklich wird ein Angebot auf lediglich kleiner Flache
angesehen. So sollte die Grol3e von 50 m2 den Betrieb eines Kiosks auch auf3erhalb der
Kernstadt ermoglichen, ebenso den Verkauf von an sich zentrenrelevanten Artikeln an
Tankstellen 0.4. (insbes. Nahrungs- und Genussmittel, Zeitungen und Zeitschriften).

Dies vorausgeschickt wird der Anregung auf Uberarbeitung der Ausnahmeregelungen
gefolgt und diese auch hinsichtlich einer absoluten Obergrenze im Einzelfall prazisiert.
Nachstehende Neufassung wird fur das weitere Verfahren vorgesehen:

1.2.2 Ausnahmsweise sind die vorgenannten Sortimente zulassig
a) in Verkaufsstatten mit nicht-zentrenrelevanten Sortimenten als Randsortimen-
te auf bis zu 10 % der Verkaufsflache,
b) in Verkaufsstellen mit weniger als 50 gm Verkaufsflache,
c) bei Betrieben, die diese Waren vor Ort her- oder fertigstellen.
Die nach den Buchstaben a bis ¢ ausnahmsweise zulassige Verkaufsflache darf
jedoch maximal eine Gr63e von jeweils 50 m? erreichen.

Eine Beteiligung am weiteren Verfahren wird zugesagt.
4.8.3 Abwagungsvorschlag

Der Inhalt der Stellungnahme wird wie dargelegt bei der weiteren Planung beriicksich-
tigt.




4.9 Landesamt fur Geologie und Bergbau, Emy Roeder-Straf3e 5, 55129 Mainz,
Schreiben vom 01.04.2019

4.9.1 Inhalt der Stellungnahme
Sehr.geeh'rte Damen und Herren,

- aus Sicht des Landesamtes fiir Geologie und Bergbau Rhelnland Pfalz (LGB) werden
zum oben, genannten Planvorhaben ‘folgende Anregungen Hinweise' ‘und Bewer-
‘tungen gegeben: :

'-Bérgbau IAItbergbau:

, Dle Priifung der. hier vorhegenden Unterlagen ergab dass der Geltungsberelch des
Bebauungsplanes 10.42 “SmZIger Stralle" teilweise von dem auf Eisen, Blel und
. Kupfer verliehenen, bereits erloschenen Bergwerksfeld "Apoliinarius" tUberdeckt wird. .
Aktuelle Kenntnlsse uber die letzte Elgenwmerrn Ilegen hler nicht vor.

Aus den VOrhandEnen Dokumentatiohen geht hervor dass im Plangebiet kein Altberg- -
bau dokumentlert ist und kein aktueller Bergbau unter Bergaufsicht erfolgt

'Boden und BaUQrund
— allgemein;

Neben dem in den Textlichen Festsetzungen unter 3.4 bereits enthaltenen Hinweis

zur Durchﬂ]hrung von objektbezogenen Baugrunduntersuchungen wird die Beachtung
der einschlagigen. Regelwerke bei Elngrrﬁen in den Baugrund (u a, DIN 4020, DIN EN
1997- 1 und--2, DIN 1054) empfohlen

Bei allen Bodenarbeiten sind‘die Vorgaben der DIN 19731 und der DIN 18915 zu
berticksichtigen, wie es terlwelse schon'in den Textlichen Festsetzungen unter 3.5 an-
gegeben ist. '

- mlnerallsche Rohstoffe: -

Gegen das geplante Vorhaben bestehen aus rohstoﬁgeologlscher ‘Sicht keine Ein-
. wénde,



- Radonprognose:
In dem Plangebiet liegen dem LGB zurzeit keine Dateén vor, die eine Einschatzung dess
Radonpotenzials ermdglichen. |

Mit freurjdlich,en Gruﬂén £

4.9.2 Stellungnahme der Verwaltung
Der Inhalt der Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.

Entsprechend der Anregung zum Themenbereich ,Boden und Baugrund allgemein®
werden die weitergehenden Verweise auf die einschlagigen Regelwerke in die Hinweise
des Textteils zum Bebauungsplan aufgenommen.

4.9.3 Abwagungsvorschlag
Der Inhalt der Stellungnahme wird wie dargelegt bei der weiteren Planung bericksich-
tigt.

4.10 Kreisverwaltung Ahrweiler, WilhelmstralRe 24-30, 53474 Bad Neuenahr-
Ahrweiler, Schreiben vom 01.04.2019

4.10.1 Inhalt der Stellungnahme
Sehr geehrte Damen und Herren,

von dem o0.g. Bebauungsplan werden aus unserer Sicht folgende Belange berthrt:

1.) Landesplanung/Stadtebau

Gemal § 8 Abs. 2 BauGB sind Bebauungsplane aus dem Flachennutzungsplan zu
entwickeln.

Dem Entwicklungsgebot wird vorliegend in Teilbereichen des Plangebietes nicht
entsprochen. Entgegen der in der Begrindung vertretenen Auffassung halten wir
die Anpassung des Flachennutzungsplans im Parallelverfahren fir erforderlich.
Dabei schlieBen wir uns lhrer Auffassung an, dass die Grundzige der Planung
nicht betroffen sind und daher die Anderung des Flachennutzungsplans im verein-
fachten Verfahren nach § 13 BauGB erfolgen kann.

Hinsichtlich der geplanten Festsetzung von allgemeinen Wohngebieten (WA) wird
aufgrund der Nahe zur Bundesstral3e 9, zur Bahnstrecke und zu Gewerbebetrie-
ben die Erstellung einer schalltechnischen Immissionsprognose flr erforderlich ge-
halten.

2.) Naturschutz




Zum jetzigen Zeitpunkt sind noch nicht alle Planungsunterlagen vorhanden. Insbe-
sondere fehlt der Fachbeitrag Naturschutz mit einer Beurteilung der artenschutz-
rechtlichen Betroffenheit durch die Ausweisung der unterschiedlichen Bauflachen
und der Verbreiterung der Bundesstral3e.

Eine abschlieRende Stellungnahme ist darum noch nicht mdéglich.

Auf eine Beurteilung nach Eingriffsregelung kann vorliegend verzichtet werden,
weil der Uberplante Bereich bereist jetzt nach § 34 BauGB zu beurteilen ist. Natura
2000-Gebiete sind durch die Planung nicht betroffen.

3.) Wasserwirtschaft
Gegen die Aufstellung des Bebauungsplanes bestehen aus wasserrechtlicher
Sicht keine Bedenken.

4.) Brandschutz
Gegen das oben bezeichnete Planvorhaben bestehen in brandschutztechnischer Hinsicht
und bei Einhaltung nachfolgender Punkte keine Bedenken:

1. Beidem in der Planzeichnung angegebenen Maf3 der baulichen Nutzung (GRZ 0,8) ist
gemal DVGW Arbeitsblatt W405 eine Loschwassermenge von mindestens 192 m3 als
Grundschutz bereitzustellen. Dies kann Uber eine Entnahme aus dem offentlichen
Trinkwassernetz (Wasserlieferleistung von 96 m?/h fir die Dauer von mind. 2 Stunden)
oder aus anderen Léschwasserentnahmestellen (z.B. Loéschwasserbehélter) bzw. tber
eine Kombination aus Beidem sichergestellt werden.
Aus brandschutztechnischer Sicht wird aus den Erfahrungen tber Bréande fir Ge-
werbe- und Industriegebiete immer eine Ldschwasserreserve - unabhangig vom
Trinkwassernetz - empfohlen. Diese kann bspw. durch das Ruckhalten von Oberfla-
chenwasser in einem Behélter oder Teich gebildet werden und sollte in einer GroRRen-
ordnung von = 100 m? liegen.

2. Wird aufgrund der im weiteren Planungsprozess festzulegenden Anzahl der Vollge-
schosse bei dem Mal der baulichen Nutzung fir die Gewerbeflachen eine GFZ von
1,0 Uberschritten, erhoht sich der Grundschutz auf 384 m 3 erhéhen.

3. Bitte geben Sie beziiglich der Léschwasserversorgung die folgenden Hinweise an das
vom Trager der Wasserversorgung (Stadt Remagen) mit der Geschaftsbesorgung be-
auftragte, zustéandige Wasserversorgungsunternehmen (WVU) fir die konkrete Infra-
strukturplanung weiter:

Hinweise zur Sicherstellung der Loschwasserversorgunag:

= Vom Trager der Wasserversorgung nach § 48 LWG ist in Abstimmung mit dem WVU bei
Neubau, Erweiterung oder Ertlichtigung von Teilen der Sammelwasserversorgung zunachst
festzustellen, inwieweit das Léschwasser aus vom Trinkwasserrohrnetz unabhéangigen Ent-
nahmestellen bereitgestellt werden kann, bspw. durch Entnahme aus Léschwasserbehaltern
und -teichen (,Sammeln statt Versickern von Niederschlagswasser”), aus Léschwasserbrun-
nen sowie an vorbereiteten Entnahmestellen offener Gewasser. Die Anforderungen an diese
Entnahmestellen sind mit der Bauaufsicht der Kreisverwaltung Ahrweiler abzustimmen.




= Beim Nachweis der Loschwassermenge (jeweiliger Grundschutz nach Tabelle 1 - DVGW
W405) - insbesondere bei einer Entnahme allein aus dem Trinkwassernetz - ist durch das
WVU zu beriicksichtigen, dass wéhrend der Entnahme dieser Mengen die Trinkwasserver-
sorgung jederzeit gewdhrleistet sein muss und keine unibersehbaren Risiken, fir den Be-
stand der Wasserverteilungsanlagen und die Qualitat des Trinkwasser, eingegangen werden
darfen.

= Zur Sicherstellung der Trinkwasserversorgung darf daher bei einer Entnahme der oben ge-
nannten Wassermengen aus dem offentlichen Trinkwassernetz ein Flie3druck von 1,5 bar
nicht unterschritten werden, falls keine hheren Netzdriicke, bspw. fur andere gewerbliche
Abnehmer, einzuhalten sind.

= Eine Uberdimensionierung von Trinkwasserleitungen durch das WVU aufgrund der Bereit-
stellung von Léschwasser, mit der Gefahr des Stagnierens des Trinkwassers bzw. einer Ver-
keimung, ist unzulassig [siehe DVGW-Arbeitsblatt W 400-3 (A)].

= Hydranten im B-Plan-Bereich sind so anzuordnen, dass sie die Wasserentnahme leicht er-
mdoglichen. Aus Sicht der Einsatztaktik und der Trinkwasserhygiene werden ausdriicklich
Uberflurhydranten empfohlen.

= Bei Neubau oder Ertiichtigung des Leitungsnetzes im Plangebiet darf aus brandschutztech-
nischer Sicht ein Abstand der Hydranten untereinander von 150 m nicht Gberschritten wer-
den. Die Léschwasserversorgung fur den ersten Loschangriff zur Brandbekampfung und zur
Rettung von Personen muss in einer Entfernung von 75 m Lauflinie, zu Objekten bzw.
Grundstiicken im Planbereich, von der offentlichen Verkehrsflache bzw. von der nachstgele-
genen Entnahmestelle aus sichergestellt sein.

= Bei einer Enthahmedauer von 2 Stunden darf der Wasservorrat (Bsp. Hochbehalter) nicht
aufgebraucht werden. Als Grundbelastung fiir das Trinkwassernetz ist dabei der gréf3te
Stundenverbrauch (Jahresmittel) anzusetzen.

Zur Gewahrleistung der Durchfiihrung wirksamer Rettungs- und Brandbekampfungs-
mafinahmen durch die Feuerwehr (gemafll § 15 LBauO) muss die Erreichbarkeit im
Plangebiet vorgesehener Objekte/Gebaude fir die Feuerwehr jederzeit gesichert sein.

Dabei ist Folgendes bei der weiteren Infrastrukturplanung zu beachten:

a) Werden im Plangebiet Gebdude zugelassen, die unter die Gebaudeklasse 4
fallen, ist der zweite Rettungsweg mindestens bis zu einer fur das Anleitern
mit tragbaren Leitern geeigneten Stelle baulich sicherzustellen. Alternativ
kénnen Flachen fur das Aufstellen des Hubrettungsfahrzeuges der o6rtlichen
Feuerwehr vorgesehen werden.

b) Fur Objekte, die ganz oder mit Teilen mehr als 50 m von einer offentlichen,
fur die Feuerwehr befahrbaren Verkehrsflache entfernt sind, missen Zu-
bzw. Durchfahrten, sowie Aufstellflachen fur die Feuerwehr (Ausflihrung ge-
mafd Richtlinie Uber Flachen fir die Feuerwehr Rheinland-Pfalz vom Juli
1998) vorgesehen werden.

c) Auf Gebaude, die nicht unmittelbar an einer offentlichen Stral3e, sondern im
rickwartig gelegenen Bereich (Zweite Reihe) liegen, ist vom o6ffentlichen
Verkehrsraum aus - bspw. gemald der postalischen Adresse (Stra-
Be/Hausnummer) oder mit einem Hinweisschild - unmissverstandlich hinzu-
weisen.

d) Sperrvorrichtungen (Sperrbalken, Ketten, Sperrpfosten) sind an Zuwegungen
oder in Zu- oder Durchfahrten nur zulassig, wenn sie von der Feuerwehr ge-




offnet werden kénnen (Verschlusseinrichtungen gemalfd DIN 14925, ansons-
ten Vorrichtungen - Bsp. Vorhangeschloss -nicht dicker als 5 mm).

e) Vorgesehener oder vorhandener Baumbewuchs ist so zu planen und zu un-
terhalten, dass eine Erreichbarkeit durch Fahrzeuge der Feuerwehr gewahr-
leistet und die Rettung von Personen mit Rettungsgeraten der Feuerwehr
aus den Gebauden mdoglich ist.

5. Eine Gefahr fur das Grundwasser bzw. die Oberflachengewasser besteht nicht nur bei
der Lagerung wassergefahrdender Stoffe, sondern bei jedem gré3eren Brand.
Daher und aufgrund der Rechtsprechung (OVG Rheinland-Pfalz, 24.05.2017 - 8 A
11825/16.0VG) weisen wir auf die Notwendigkeit der Prufung einer Realisierung von
MafRnahmen fir eine Léschwasserrickhaltung insbesondere flr Gewerbegebiete und
Mischgebiete hin [s. a. ,LEITFADEN BRANDSCHADENSFALLE -- Vorsorge — Bewal-
tigung — Nachsorge® des Umweltministeriums Rheinland-Pfalz vom Januar 2017].
Dies sollte insbesondere bei dem Sammeln und Fortleiten des Oberflachenwassers
berlcksichtigt werden.

Bitte geben Sie diesbeziiglich folgende Hinweise fur den Bereich des Plangebietes -
mit Blick auf mogliche Anderungen an Oberflachen im Plangebiet - fur die konkrete Inf-
rastrukturplanung an das Abwasserwerk der Stadt Remagen weiter:

Hinweise zur Loschwasserriickhaltung:

= MaRRnahmen zur Léschwasserriickhaltung, bezogen auf das Plangebiet, sind ebenfalls be-
reits bei der Infrastrukturplanung zu bertcksichtigen; bspw. Vorgaben zum Versiegeln von
Flachen sowie fiir das Sammeln, Fortleiten und Zuriickhalten von Oberflachenwasser.

= Fir die Anderungsbereiche des Plangebietes kann anfallendes Léschwasser zentral zuriick
gehalten werden, bspw. Uber die Schaffung von Mdglichkeiten zur Absperrung des Kanalsys-
tems im Gefahrenfall oder Gber Veranderungen an ggf. vorhandenen Rickhaltebecken fir
Oberflachenwasser.

= |st eine dezentrale Ruckhaltung bezogen auf das einzelne Baugrundstlick vorgesehen, so
sind die Bauherren darauf hinzuweisen.

5.) Jugendamt
Es bestehen keine Bedenken.

6.) Denkmalpflege

Gegen die geplante Bauleitplanung bestehen seitens der Denkmalpflege keine
Bedenken. Im betroffenen Bereich sind keine oberirdischen Kulturdenkméler be-
kannt.

Archéaologisch relevante Bereiche kdnnen grundsatzlich nicht ausgeschlossen
werden. Im Textteil wird unter ,3 Hinweise“ auf die Beachtung im Umgang mit ar-
chaologischen Denkmalern ausdriicklich hingewiesen und die Beteiligung der Ge-
neraldirektion Kulturelles Erbe, Direktion Archaologie, Niederberger Hohe 1, 56077



Koblenz, gefordert, so dass die Einschaltung der Denkmalfachbehdrde gegeben
ist.

Mit freundlichen GrifRen

I

4.10.2 Stellungnahme der Verwaltung

zu 1 Landesplanung / Stadtebau

Die Begrindung zum Bebauungsplan stellt bereits ausfihrlich dar, dass der Bebau-
ungsplan auf Grund des héheren Detaillierungsgrades an zwei Stellen von den nur fla-
chenscharfen Darstellungen des Flachennutzungsplanes abweicht. Nach § 8 Abs. 2
BauGB ist der Bebauungsplan aus dem Flachennutzungsplan zu entwickeln. Hierbei
handelt es sich jedoch um einen unbestimmten Rechtsbegriff, der auslegungsfahig ist.
Eine Leitlinie ist der Rechtsprechung sowie der einschlagigen Kommentierung zu ent-
nehmen. ,Mit dem Begriff des Entwickelns ist eine gewisse Freiheit der Gestaltung ver-
bunden. Der Gemeinde steht somit bei der weiteren Ausplanung der Bebauungsplane
ein Spielraum zur Verfiigung, soweit die Grundkonzeption des Flachennutzungsplans fur
den engeren Bereich des Bebauungsplans nicht angetastet wird.“ (Runkel, in: Ernst /
Zinkahn / Bielenberg / Krautzberger, Baugesetzbuch, Kommentar § 8 RN 34-37).

Bei der Frage nach der Einhaltung der Grundkonzeption ist dabei auf den gesamten
Geltungsbereich des Flachennutzungsplans abzustellen und nicht nur auf den engeren
Bereich der fraglichen Nutzungsart.

Vor diesem Hintergrund halt die Stadt unveréandert die Rechtsmeinung aufrecht, dass
die vorliegenden Abweichungen zwischen den Darstellungen im Flachennutzungsplan
und den geplanten Festsetzungen im Bebauungsplan noch dem Entwicklungsgebot ent-
sprechen. Lage und Art der Abweichungen - unter Beriicksichtigung weiterer Anregun-
gen aus dem Verfahren — sind der Abbildung 2 zu entnehmen:

Ifd. Nr. in Karte / Lage / Darstellung FNP / Festsetzung Bebauungsplan

1 ...Sinziger Stral3e / Alter Fuhrweg ...... Gewerbeflachen (G)............. Mischgebiet (MI)
2 ...Sinziger Strafl3e / Im neuen Weg ..... Wohnbauflachen (W)............ Mischgebiet (MI)
3 ...Wassigertal / Im Bungert................. gemischte Bauflachen (M).... Wohngebiet (WA)
4 ...ImBungert.....ccccooeeeiiiiiiiiiieeee, Wohnbauflachen (W)............ Mischgebiet (MI)

Um gleichwohl jedoch mdgliche Rechtsstreitigkeiten zu vermeiden, kommt die Stadt der
Anregung der Kreisverwaltung nach und andert den Flachennutzungsplan im Parallel-
verfahren. Dass die Kreisverwaltung mit der Anderung des Flachennutzungsplans die
Grundzuge der Planung nicht beruhrt sieht, entspricht dabei der Rechtsauffassung der
Stadtverwaltung. Folglich kann die Anderung des Flachennutzungsplanes im vereinfach-
ten Verfahren durchgefihrt werden.



Abbildung 2: Auszug FNP mit Abgrenzung der abweichenden

Dem weiteren Hinweis zur Immissionsproblematik wegen der Ausweisung von Wohnge-
bieten an der stark befahrenen Bundesstral3e kommt die Stadt insoweit nach, als dass
ein schalltechnisches Gutachten Bestandteil der Verfahrensunterlagen werden soll. Da-
rin ist der Bestand zu erfassen, die Auswirkungen zu ermitteln und zu bewerten. Soweit
erforderlich, werden sich hieraus ergebende weitergehende Anforderungen als Festset-
zungen oder Hinweise in den Textteil des Bebauungsplans einflie3en.

zu 2 Naturschutz

Zur Bewertung der im Plangebiet betroffenen Fauna und Flora wird fir das weitere Ver-
fahren ein arten- sowie ein naturschutzrechtlicher Fachbeitrag erstellt werden. Diese
Fachbeitrage werden Bestandteil der Verfahrensunterlagen und somit bei der Offenlage
ausgelegt werden. Sich hieraus ergebende weitergehende Anforderungen werden als
Festsetzungen oder Hinweise in den Bebauungsplan einflieRen.

Der Hinweis, dass der Uberplante Bereich bereits nach 8§ 34 BauGB zu beurteilen ist und
damit auf eine Beurteilung der Eingriffsregelung verzichtet werden kann, wird zustim-
mend zur Kenntnis genommen. Dies gilt auch fur die Feststellung, dass Natura-2000-
Gebiete durch die Planung nicht berihrt sind.

zu 3 Wasserwirtschaft )
Die Ausfuhrungen werden zur Kenntnis genommen. Ein Erfordernis zur Anderung oder
zur Ergdnzung der Unterlagen ergibt sich hieraus nicht.

zu 4 Brandschutz

Die Inhalte der Stellungnahme zum Brandschutz werden zur Kenntnis genommen.

Der Geltungsbereich umfasst ein Gebiet, welches in weiten Teilen bereits bebaut ist. Wir
unterstellen fur diese baulich bereits genutzten Flachen, dass der Brandschutz im Rah-




men der Bauantragstellung geprift und fur ausreichend erachtet wurde.

Entlang der Sinziger Stral3e liefert das Trinkwassernetz nach Informationen der EVM,
dem Betriebsfuhrer der stadtischen Werke, etwa 120 m3/h bei ca. 1,8 bis 2,0 bar. In den
Wohngebieten (Wassigertal, Im neuen Weg) hat die EVM eine Leistung von mind. 48
m3/h bei mind. 1,5 bar gemessen (Wassigertal: 4,0 bar). Der Grundschutz nach dem
DVGW-Arbeitsblatt W 405 im Umfang von 96 m3/h ist damit fur die Wohn- und Mischge-
biete entlang der Bundesstral3e sichergestellt.

Der fur die Gewerbegebiete dartiber hinausgehende Loschwasserbedarf ist von den
Bauherren vorzuhalten. Dies gilt sowohl fir die bislang unbebauten Grundsticke als
auch fur Aus-, Neu- und Umbauten in Bestandsgebieten.

Fir die im Bestand bereits vorhandene Bebauung entlang des Weges ,Im Bungert® ist
ggf. nach einer Lésung zu suchen, da die hier verlaufende Endleitung lediglich 37 mz/h
zu liefern vermag.

Vor einem weiteren Ausbau des offentlichen Trinkwassernetzes ist die Gefahr einer
Verkeimung des Wassers wegen nicht ausreichender Abnahme abzuschatzen (DVGW-
Arbeitsblatt W 403). In solchen Fallen sind alternative Lésungen abseits einer Versor-
gung Uber das Trinkwassernetz zu finden (z.B. ortsfeste oder mobile Zister-
ne/Tankwagen).

Die Hinweise zum Objektschutz (Ifd. Nr. 4 der Stellungnahme Brandschutz) werden in

den Textteil zum Bebauungsplan Gbernommen, die Hinweise zur Infrastrukturplanung

(Ifd. Nr. 3 und 5 der Stellungnahme Brandschutz) an den Betriebsfuhrer der Werke zur
Kenntnisnahme und Beachtung weitergeleitet.

zu 5 Jugendamt )
Die Ausfuhrungen werden zur Kenntnis genommen. Ein Erfordernis zur Anderung oder
zur Ergdnzung der Unterlagen ergibt sich hieraus nicht.

zu 6 Denkmalpflege

Die Ausfuhrungen werden zur Kenntnis genommen. Die Denkmalfachbehérde wurde mit
den Direktionen Landesarchéaologie sowie Landesdenkmalpflege unmittelbar am Verfah-
ren beteiligt. Auf die Stellungnahme der Landesarchaologie (Nr. 4.3) wird verwiesen.

4.10.3 Abwagungsvorschlag
Der Inhalt der Stellungnahme wird wie dargelegt bei der weiteren Planung beriicksich-
tigt.

4.11 Energienetze Mittelrhein GmbH & Co. KG, SchiitzenstralRe 80-82, 56068
Koblenz, E-Mail vom 01.04.2019

4.11.1 Inhalt der Stellungnahme
vielen Dank fur Ihre Information tber die Aufstellung des Bebauungsplanes "Sinziger
Stral3e" der Stadt Remagen nach § 3 Abs. 1 und § 4 Abs. 1 BauGB.

Nochmals vielen Dank fur Ihre Hilfe.



Die nachfolgende Stellungnahme ergeht sowohl fir die Stadtwerke Remagen, Betriebs-
zweige Wasser und Abwasser, fur die wir die Betriebsfihrung bernehmen, als auch fir
unsere Netzanlagen.

Innerhalb des Geltungsbereiches des Bebauungsplanes befinden sich Netzanlagen der
Sparte Wasser, Abwasser und Gas. Die Lage der Leitungen wird in den beigefligten
Auszigen unserer Netzdokumentation ersichtlich.

Die telefonisch angesprochene Gasdruckregelanlage ist Uber beschrankte persénliche
Dienstbarkeiten gesichert. Eine Festsetzung im Bebauungsplan wird somit nicht erfor-
derlich.

Unsere Belange wurden bereits in der Begrindung bertcksichtigt — hierfur vielen Dank.
Sicherungsmalinahmen zum Schutz der Leitungen werden im Rahmen der Stral3enpla-
nung abgestimmt. Wir mdchten Sie bitten uns frihzeitig an ihren Planungen/ der Pla-
nung des LBM zu beteiligen.

Weitere Anregungen sind zum jetzigen Zeitpunkt nicht vorzubringen.

Freundliche GruR3e

4.11.2 Stellungnahme der Verwaltung

Der Inhalt der Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Die Lage der Leitungen

(Gas, Wasser, Abwasser) wird als Bestand nachrichtlich in die Planzeichnung tber-
nommen

4.11.3 Abwagungsvorschlag
Der Inhalt der Stellungnahme wird wie dargelegt bei der weiteren Planung beriicksich-
tigt.

4.12 Deutsche Bahn AG, DB Immobilien, Region Mitte, Camberger Stral3e 10,
60327 Frankfurt/Main, Schreiben vom 05.04.2019

4.12.1 Inhalt der Stellungnahme
Sehr geehrte Damen und Herren,

auf Basis der uns vorliegenden Uhterlagen tibersendet die Deutsche Bahn AG, DB Immobilien,
als von der DB Netz AG und der DB Energie GmbH bevollméachtigtes Unternehmen, hiermit fol-
gende Gesamtstellungnahme als Trager offentlicher Belange zum o. g. Verfahren.

BaumaRnahmen entlang der Bahnstrecke bediirfen in jedem Falle der Abstimmung mit der DB
Netz AG.

Sollten Bauantrage im vereinfachten Baugenehmigungsverfahren gepriift werden, ist der Bau-
herr darauf hinzuweisen, dass eine Abstimmung mit der DB Netz AG erfolgen muss.

Wir weisen darauf hin, dass ein Bauvorhaben nur genehmigt werden kann, wenn es neben den
Vorschriften des allgemeinen (Landes-) Baurechts auch sonstige offentliche Vorschriften (z.B.
solche des Eisenbahnrechts) einhalt und die 6ffentliche Sicherheit - eben auch die des Eisen-
bahnverkehrs - nicht gefahrdet wird.



Die Antragsunterlagen der uns beriihrenden BaumaRnahmen miissen friihzeitig mit uns abge-
stimmt und mit detaillierten Planen rechtzeitig vor Baubeginn zur Stellungnahme und gef. vertrag-
lichen Regelung vorgelegt werden.

Die gemdR der Landesbauordnung festgesetzten Abstandflaichen zu dem Bahngelande miissen
eingehalten werden.

Die Standsicherheit, Funktionsfahigkeit der Bahnanlagen und die Sicherheit des Eisenbahnbe-
triebes sind jederzeit zu gewabhrleisten.

Die Sichtverhéltnisse auf die Bahnanlagen und Signalanlagen diirfen durch Neubauten bzw.
BaumaRnahmen nicht beeintrachtigt werden und miissen jederzeit gewahrleistet sein.

Die Tiefe der Ausschachtungen fiir die BaumaRnahmen muss auf3erhalb des Druckbereiches der
Eisenbahnverkehrslasten liegen.

Das Bahngeldnde darf durch die BaumaRnahme nicht in ihrer Funktion beeintréchtigt werden und
Abgrabungen diirfen nicht erfolgen.

Dies ist ins Besondere bei den Aushubarbeiten zu beriicksichtigen und ggf. durch geeignete Mal3-
nahme auszuschlieRen.

Das Betreten und Verunreinigen-des Bahngeldndes ist gemaR der Eisenbahn Bau- und Betriebs-
ordnung (EBO) untersagt. Darauf missen die spateren direkten Anlieger schon im Verlauf des
Antragsverfahrens von der genehmigenden Behorde nachweisbar hingewiesen werden. Zusatz-
lich sollten im Rahmen der Bauleitplanung, wo dies notwendig erscheint, auf den Schutz der An-
lieger gerichtete SchutzmaRnahmen entlang der Bahngrenze vorgesehen werden.

Ist ein Betreten der Bahnanlagen fiir die Bauausfiihrung im Bereich der Grenzbebauung notwen-
dig, muss der Bauantragsteller bei uns rechtzeitig einen schriftlichen Antrag stellen. Alle hieraus
entstehenden Kosten miissen vom Antragsteller getragen werden.

Der Zugang zu den Bahnanlagen, Eisenbahniiberfiihrungen und Durchldssen muss jederzeit fiir
Prifungen oder Instandhaltungsarbeiten gewahrleistet sein.

Anfallendes Oberflichenwasser oder sonstige Abwasser diirfen nicht auf Bahngrund geleitet und
zum Versickern gebracht werden. Es dirfen keine schadlichen Wasseranreicherungen im Bahn-
korper auftreten.

Die Vorflutverhiltnisse (Bahnseitengraben) diirfen durch Baumaterialien oder Erdaushub nicht
zu Ungunsten der DB AG verandert werden.

Eventuelle Lagerungen von Baumaterial, Geréten oder dhnliches auf Bahngelande werden
nicht gestattet.

Bei der Planung von Lichtzeichen und Be|euchtungsanlagen in der Nahe der Bahn (z.B.
Baustellenbeleuchtung, Leuchtwerbung etc.) ist darauf zu achten, dass Blendungen der Trieb- -
fahrzeugfiihrer ausgeschlossen sind und Verfilschungen, Uberdeckungen und Vortauschungen
von Signalbildern nicht vorkommen.

Auf oder im unmittelbaren Bereich von DB-Liegenschaften muss jederzeit mit dem Vorhanden-
sein betriebsnotwendiger Kabel und Leitungen gerechnet werden. Dies ist bei der Ausfiihrung
von Erdarbeiten zu beachten. Evtl. vorhandene Kabel oder Leitungen missen umgelegt
oder gesichert werden. Die anfallenden Kosten gehen zu Lasten des Bauherrn bzw. seiner
Rechtsnachfolger. ‘



Abstand und Art der Bepflanzung miissen so gewahlt werden, dass bei Windbruch keine Baume
auf das Bahngeldnde bzw. in das Lichtraumprofil des Gleises fallen konnen. Der Mindestabstand
ergibt sich aus der Endwuchshohe und einem Sicherheitszuschlag von 2,50 m. Diese Abstdnde
sind durch geeignete MaRnahmen (Riickschnitt u.a.) stindig zu gewdahrleisten. Soweit von be-
stehenden Anpflanzungen Beeintrachtigungen des Eisenbahnbetriebes und der Verkehrssicher-
heit ausgehen kénnen, miissen diese entsprechend angepasst oder beseitigt werden. Bei Gefahr
in Verzug behalt sich die Deutsche Bahn das Recht vor, die Bepflanzung auf Kosten des Eigen-
timers zurtickzuschneiden bzw. zu entfernen.

Der Bauherr muss das Grundstiick im Interesse der 6ffentlichen Sicherheit - auch im Interesse
der Sicherheit der auf seinem Grundstiick verkehrenden Personen - derart einfrieden, dass ein
Betreten der Bahnanlagen verhindert wird. Eisenbahngelande darf weder unterhalb noch ober-
halb Terrain in Anspruch genommen werden. Die Einfriedung ist von dem Bauherrn bzw. seinen
Rechtsnachfolgern laufend instand zu halten und ggf. zu erneuern. Die anfallenden Kosten gehen
zu Lasten des Bauherrn bzw. seiner Rechtsnachfolger.

Die Parkplatze, Zufahrt und der Fahrweg auf dem Grundstiick parallel zur Bahnseite hin muss
mit Schutzplanken oder ahnlichem -falls erforderlich-abgesichert werden, damit ein unbeab-
sichtigtes Abrollen der Kfz zum Bahngelédnde hin in jedem Falle verhindert wird. Die Schutzvor-
richtung ist von dem Bauherrn oder dessen Rechtsnachfolgern auf ihre Kosten laufend instand
zu setzen und ggf. zu erneuern.

Waéhrend der Arbeiten muss in jedem Fall sichergestellt sein, dass durch die Bauarbeiten der
Gefahrenbereich (Definition siehe GUV VD33, Anlage 2) der Gleise, einschlieRl. des Luftraumes
nicht beriihrt und Gberschwenkt wird. Das Baufeld ist in Gleisndhe so zu sichern, dass keine
Baufahrzeuge, Personen oder Gerate unbeabsichtigt in den Gefahrenbereich gelangen kénnen.

Beim Einsatz von Baukranen, ist eine kostenpflichtige Kraneinweisung erforderlich.

Durch den Eisenbahnbetrieb und die Erhaltung der Bahnanlagen entstehen Emissionen (insbhe-
sondere Luft- und Korperschall, Abgase, Bremsstaub etc.), die zu Immissionen an benachbarter
Bebauung fiihren kdnnen.

Anlagen der DB Energle GmbH:

Das Plangehiet wird von der 110 kV-Bahnstromleitung 445 Koblenz-Remagen der DB Energle
GmbH im Mastfeld 2561-2562 durchkreuzt.

Jedwede Bebauung unterhalb und im Schutzstreifen der Bahnstromleitung ist mit der DB Ener-
gie GmbH im Vorfeld abzustimmen. Die DB Energie GmbH bittet daher, in jedem Fall weiterhin
im Rahmen der BaumalRnahmen entsprechend beteiligt zu werden.

Kabellagen der DB Kommunikationstechnik GmbH:

Der angefragte Bereich enthélt Streckenfernmeldekabel F3283 TFF108“ der DB Kommunikati-
onstechnik GmbH, der Eigentiimer die DB Netz AG.

Die Lage der Systeme kann den beigefiigten Planausschnitten entnommen werden.

Da Bedenken bestehen, dass Kabel/Anlagen der DB Netz AG beschadigt werden kdnnten, ist
eine ortliche Kabeleinweisung vor Baubeginn mit einem Mitarbeiter der DB Kommunikations-
technik GmbH erforderlich (mindestens 10 Arbeitstage vorher).

Die hieraus entstehenden Kosten gehen zu Lasten des Bauherrn bzw. seiner Rechtsnachfolger.



Die Adresse des Ansprechpartners lautet (Bearbeitungsnummer 2019007934):
DB Kommunikationstechnik GmbH

Dokumentationsservice Essen

Tel. 069-265-14819

Fax: 069-26091-3776

E-mail: DB.KT.Dokumentationsservice-Essen@deutschebahn.com

Die Einweisung ist zu protokollieren.

Die Forderungen des Kabelmerkblattes und des Merkblattes ,Erdarbeiten in der Nahe erdverleg-
ter Kabel der Berufsgenossenschaft der Bauwirtschaft® sind strikt einzuhalten. Die Verpflichtungs-
erklarung ist rechtzeitig und von der bauausfiihrenden Firma unterzeichnet an die DB Kommuni-
kationstechnik GmbH zuriickzusenden. ’

Die DB Kommunikationstechnik GmbH weist darauf hin, dass fiir die Beschadigungen an Tele-
kommunikationsanlagen, die auf iibermittlungsbedingte Planungenauigkeiten zurlickzufiihren
sind, keine Haftung tibernimmt. Im Falle von Ungenauigkeiten oder Zweifel an der Plangenauig-
keit darf mit der BaumaRnahme nicht begonnen werden, bevor diese durch die DB Kommunika-
tionstechnik GmbH ausgerdaumt sind.

Diese Zustimmung (unter Einhaltung o.g. Auflagen) bezieht sich ausschlieRlich auf den Zeit-
raum von 3 Monaten. Fiir Vorhaben auf3erhalb dieses Zeitraumes ist die Zustimmung erneut
einzuholen. Dies gilt ebenso fiir MaRnahmen auRerhalb des in der Zeichnung genau abge-
grenzten Bereiches. ’

4.12.2 Stellungnahme der Verwaltung

Das Gelande der Eisenbahntrasse ist selbst nicht Teil des Geltungsbereichs, sondern
stellt dessen Grenze in nérdlicher Richtung dar. Da es sich um eine planfestgestellte An-
lage handelt, ware diese ohnehin nicht der kommunalen Bauleitplanung zuganglich.

Im Entwurf des Bebauungsplans werden viele der vorstehenden Belange bereits be-
ricksichtigt. Auf den Textteil zum Bebauungsplan, dortiges Kapitel 3.8, wird verwiesen.
Darin enthalten sind bereits die Hinweise
- auf das Abstimmungsgebot fur Baumafl3nahmen entlang der Bahnanlage
- auf den Umgang mit Oberflachenwasser
- auf Beschrankungen bei einer Bepflanzung entlang der gemeinsamen Grund-
stlicksgrenze
- auf den Ausschluss von Anlagen mit moglicher Blendwirkungen sowie die Uber-
deckung von Signalanlagen und Lichtzeichen der Bahnanlage
- auf das Vorhandensein betriebsnotwendiger Kabel und Leitungsanlagen im
Grenzbereich
- auf die Freihaltung von Durchlassen im Bahnkorper
- auf die Einfriedung von Grundstiicken mit gemeinsamer Grenze zur Bahnanlage
- auf die Notwendigkeit zur Absicherung von Baustellen im Grenzbereich zur
Bahnanlage sowie
- auf die von der Bahn und den Bahnbetrieb ausgehenden Emissionen (Schall, Er-
schitterung, Strahlung).

Der weitergehende Hinweis auf die nach der Landesbauordnung einzuhaltenden Ab-
standsflachen geht insoweit fehl, als dass nach § 8 Abs. 2 die Abstandsflachen zwar
grundsatzlich auf dem jeweiligen Baugrundsttick liegen missen, sie gleichwohl aber bis
zur Mitte offentlicher Verkehrsflachen liegen dirfen (8 8 Abs. 2 S. 2 LBauO). Hierbei ist



zu beachten, dass die Flachen der Eisenbahn, insbesondere auch derer im Eigentum
der Deutschen Bahn AG (Gleiskorper, Boschungen, Larmschutzanlagen, Bahnhofsvor-
platz, Ladestral3en, etc.) offentliche Verkehrsflachen in diesem Sinne sind. Angesichts
der Breite der Verkehrsanlage wére nach den Regelungen des Abstandsflachenrechts in
der LBauO eine Grenzbebauung von Gesetzes wegen zulassig. Vor diesem Hintergrund
soll in den Baugebieten die bahnseitige Baugrenze grundsatzlich mit der gemeinsamen
Grenze des Bahngelandes identisch sein. Dies ermdglicht den Eigentiimern der an dem
Bahngelande anliegenden Grundstiicke, bei Bedarf Gebaude oder andere bauliche Ein-
richtungen zu errichten, die das restliche Grundsttick insbesondere vor den von der
Bahn ausgehenden Schallemissionen zu schiitzen. Dass die Bauherren hierbei die wei-
teren Belange der Bahn sowie die Sicherheitsvorschriften zu beachten haben, gilt hier-
von unabhangig.

Die im Textteil bereits vorhandenen Hinweise werden unter Berlcksichtigung der vor-
stehenden Stellungnahme um folgende Aspekte ergénzt und vervollstandigt:

- Verbot des Betretens und der Verunreinigung des Bahngelandes sowie
- Sicherung des Bahngelandes gegentber Parkplatzen, Zufahrten und Fahrwegen
mit Leitplanken.

Die Vorgaben hinsichtlich der Abstédnde und der Art der Bepflanzung auf Privatgrundst-
cken werden als Empfehlungen verstanden. Eine Rechtsgrundlage, mit der Deutsche
Bahn AG Uber die dem jeweiligen Grundstiickeigentimer obliegende Verkehrssiche-
rungspflicht hinaus Auflagen erteilen kdnnte, wird weder von der Bahn vorgetragen,
noch ist eine solche bekannt. Die entsprechende Textpassage bleibt im nicht verbindli-
chen Teil der Begriindung gleichwohl erhalten.

Die Ausfuhrungen der DB Energie GmbH sind im Textteil des Bebauungsplanes bereits
berucksichtigt.

Die Ausfiihrungen der DB Kommunikationstechnik GmbH werden insoweit beriicksich-
tigt, als dass die Lage des Streckenfernmeldekabels (F3283 TFF 108“) nachrichtlich in
die Planzeichnung ibernommen wird. Soweit die bereitgestellten Unterlagen hieriiber
Aussagen enthalten, sind hiervon die Grundstlicke im Bereich Am Schwalbenberg /
Ubierstral3e betroffen.

4.12.3 Abwagungsvorschlag
Der Inhalt der Stellungnahme wird wie dargelegt bei der weiteren Planung beriicksich-
tigt.

4.13 Deutsche Bahn AG, DB Kommunikationstechnik, Eigentumsmanagement,
Camberger StralRe 80-82, 60327 Frankfurt/Main, Schreiben vom 05.04.2019

4.13.1 Inhalt der Stellungnahme




vorab beigefugt die Planunterlagen von der DB Kommunikationstechnik GmbH, unsere
Stellungnahme mit Planunterlagen zum o.g. B-Plan wird ihnen néachste Woche zuge-
sandt.

4.13.2 Stellungnahme der Verwaltung

Bei der Stellungnahme handelt es sich um eine Vorabinformation einer der DB-
Tochtergesellschaften. Auf die gleichlautenden Ausfihrungen in der Gesamtstellung-
nahme der DB Immobilien (vgl. vorstehend Nr. 4.12) wird verwiesen.

4.13.3 Abwagungsvorschlag
Auf die Ausfihrungen Nr. 4.12 wird verwiesen

4.14 Burger 1, Schreiben vom 11.04.2018

4.14.1 Inhalt der Stellungnahme )
nach Durchsicht des Bebauungsplan 10.42 Sinziger Str. wirde ich folgende Anderung
noch gerne anregen:

Zusatzliche Aufstellflachen fur die links Abbieger von der rechten Total Tankstellenaus-
fahrt und fur die links Abbieger aus dem Wassigertal mit einem straffierten Mittelteil
wie vor dem DRK (nur spiegelverkehrt).

4.14.2 Stellungnahme der Verwaltung

Der Inhalt der Stellungnahme wird dem Landesbetrieb Mobilitat zur Prufung weitergelei-
tet. Die Aufteilung der im Bebauungsplan festgesetzten Verkehrsflache, insbesondere
der Fahrbahn sind nicht Gegenstand der Festsetzungen des Bebauungsplanes. Dieser
definiert lediglich die auReren Abmessungen. Die Aufteilung des sich so ergebenden
Verkehrsraums erfolgt auf der dem Bebauungsplan nachgeordneten Ebene der Aus-
bauplanung.

4.14.3 Abwagungsvorschlag

Der Inhalt der Stellungnahme wird wie dargelegt bei der weiteren Planung beriicksich-
tigt. Eine Anderung oder Erganzung der Inhalte des Bebauungsplanes ergibt sich hie-
raus nicht.

4.15 Burger 2, Schreiben vom 11.04.2018

4.15.1 Inhalt der Stellungnahme

auf Grund der 6ffentlichen Bekanntmachung méchten wir zum Entwurf des o.a. Bebauungsplans
der Sinziger Strafle fristgerecht bis zum 01.04.2019 wie folgt Stellung nehmen.

Am 01. Oktober 2008 hatten wir uns im Hinblick auf die Verkehrssicherheit schon dazu bereit
erklért, bei den weiteren Planungen einen Teil unseres Grundstiicks (Flurstiick 813/11) zur
Verfiigung zu stellen, der sich straBenseitig in Verldngerung der Straenfront 813/9 ergibt. Das
bieten wir weiterhin an.



Beim jetzigen Entwurf des Bebauungsplans ,,Sinziger Strafle” werden Grundstiicke am
Wissigertal/Im Bungert (Flurstiicke 65/2, 65/3, 66/2, 66/3) als Mischgebiet ausgewiesen. Dies steht
in Diskrepanz zum bestehenden Bebauungsplan ,,Wissigertal®, der als reines Wohngebiet
ausgewiesen ist. Die Larmbelastigung durch die Bundesstral3e 9 und die angrenzenden
Gewerbebetriebe stellen derzeit schon eine hohe Larmbelastung dar. Durch die Ausweisung der o.a.
Stiicke als Mischgebiet wird diese Larmbelastung weiter erhéht und dadurch die Wohnqualitit
sowie der Wert der anliegenden Wohnbebauung stark gemindert.

Wir halten es fiir sinnvoll, diese Flurstiicke als reine Wohnbebauung auszuweisen.

4.15.2 Stellungnahme der Verwaltung

Die Bereitschatft, fur den geplanten Ausbau der Sinziger Stral3e Teilflachen des eigenen
Grundstiicks zur Verfiigung zu stellen, wird ausdricklich begruf3t.

Um die rechtliche Grundlage fur die Umsetzung der StraRenplanung zu schaffen, ist die
bisherige Planzeichnung zu erganzen, da auf dem Grundstiick Sinziger Stral3e 12 die
neue Abgrenzung der Verkehrsflachen im Einmindungsbereich Wassigertal nur unvoll-
standig tbernommen wurden. Der Anregung wird diesbeziiglich gefolgt.

2 ' %
Abbildung 3: Anderung der Art der baulichen Nutzung von Ml in WA
Mit den weiteren Ausflihrungen wird angeregt, vier Flurstiicke, gelegen an der Einmiin-

dung Wassigertal / Im Bungert (vgl. Abbildung 3), in der Art der baulichen Nutzung zu
andern und kunftig nicht mehr als Mischgebiet festzusetzen.

Dieser Anregung, die auch vom Ortsbeirat Remagen einstimmig vorgetragen wurde (vgl.
Nr. 4.19), kann gefolgt werden.

Die bisherige Zuordnung erfolgte in Umsetzung der Darstellung des Flachennutzungs-
planes, in dem diese Teil einer gemischten Bauflache sind.

In der Ortlichkeit sind diese vier Flurstiicke jedoch zu der zur B9 hin gelegenen und be-
bauten Parzelle 67 (Sinziger Stral3e 14) durch eine Stiutzwand getrennt. Sie sind, wie in
der Anregung ausgefihrt, nur Gber die Verkehrsflachen des Wassigertals oder Gber Im
Bungert zu erreichen.

Die sudlich angrenzenden Flachen sind Teil des Bebauungsplans 10.22 ,Wassigertal® in



der geltenden Fassung der 7. Anderung und darin als allgemeines Wohngebiet festge-
setzt. Eine Baugenehmigung besteht - mit Ausnahme der vorgenannten Stutzmauer - fur
die vier Grundstucke bislang nicht, auch wurde bisher kein Bauantrag hierzu gestellt.

1) WA; 2)iI;

3) GRZ 04; 5) GFZ 0,8;

9) Bauwelse : abweichend, ED; [E1
10) SDWD/PD: 11) DN siehe Text:|d

GFZ 0.8;
abweichend, D;
11) DN siehe Text:|

Abblldung 4: Auszug aus dem Nachbarplan 10.22" WaSS|gerta|

Die Grundstiicke liegen bislang zweifelsfrei innerhalb einer im Zusammenhang bebau-
ten Ortslage, aber nicht im Geltungsbereich eines Bebauungsplans. Die Zulassigkeit
beurteilt sich folglich nach der Umgebungsbebauung i.S. des § 34 BauGB.

Die Bebauung auf den Grundstiicken entlang der B9 beinhaltet Wohnhauser (Sinziger
Stral3e 12) sowie Wohn- und Geschéftshauser (Sinziger StraRe 14, 14a, 16). Letzte be-
inhalten nur auf Hohe der Stral3e gewerbliche Nutzungen (Geschafte, Laden, Gastro-
nomie), die grundséatzlich auch durch den Zulassigkeitskatalog des § 4 BauNVO erfasst
werden.

Die Bebauung entlang des Wassigertals ist bedingt durch die Festsetzungen des Be-
bauungsplans als allgemeines, im weiteren Verlauf auch als reines Wohngebiet zu cha-
rakterisieren.

Auf Grund der Lage der Grundstiicke zu den ErschlieBungsanlagen Wassigertal sowie
Im Bungert sind die dort anliegenden Grundstticke bei der Beurteilung der Umgebungs-
bebauung starker zu gewichten. In Verbindung mit der ErschlieBung héatten nur Vorha-
ben genehmigt werden kénnen, die auch in einem (allgemeinen) Wohngebiet zulassig
waren.

Dies vorausgeschickt ist der Anregung inhaltlich zuzustimmen und die bisherige Fest-
setzung als Mischgebiet in ein allgemeines Wohngebiet zu andern. Anderenfalls wére zu
beflrchten, dass in die als Mischverkehrsflache (verkehrsberuhigter Bereich) ausgebau-
te StralRe Wassigertal unerwtinschter und fir die anliegenden Grundsticke stérender
Gewerbeverkehr in das Gebiet gezogen wird. Das unweit der Grundstiicke die stark be-
fahrene Bundesstral3e liegt ist deswegen unbeachtlich, weil der Verkehr nur vorbeifihrt,
nicht aber in das Wohngebiet hineingefuhrt wird.

Aus den vorstehenden Ausfuhrungen ergibt sich ferner, dass den Eigentumern durch die
Anderung der Art der baulichen Nutzung kein Vertrauensschaden i.S. des § 39 BauGB
entsteht. So entsteht durch die fehlende Verbindlichkeit des bisherigen Entwurfs flir die



Unterrichtung noch kein durchgreifender Vertrauensschutz. Des Weiteren ist auf Grund
der vorstehenden Beurteilung des Planungsrechts nicht zu erwarten gewesen, dass den
Eigentimern oder anderen Antragstellern bzw. Nutzungsberechtigten ein Vorhaben bau-
rechtlich genehmigt worden ware, welches nur in einem Mischgebiet hatte realisiert
werden kdnnen.

Zusammenfassend ist festzustellen, dass den Eigentiimern durch die Anderung der Art
der baulichen Nutzung kein (ersatzpflichtiger) Schaden entsteht.

4.15.3 Abwagungsvorschlag
Der Inhalt der Stellungnahme wird wie dargelegt bei der weiteren Planung bericksich-
tigt.

4.16 Bdurger 3, Schreiben vom 11.04.2018

4.16.1 Inhalt der Stellungnahme

da ich erst am Mittwoch in Remagen sein werden, auf diesem Wege zwei kurze Anre-
gungen: 1. der B-PLan sieht im Bereich der Sinziger Str. 2 und 8 auch auf dem grol3en
Plan erkennbar ein sehr breites Bauband vor, das mir sehr nach dem Lineal und nicht
nach dem Abstand zwischen Stal3e und hinterer Baukante gezeichnet scheint. Ich rege
an, das Bauband im Bereich Sinziger Str. Nr. 4 bis Nr. 6 um 4 Meter hangseitig zu redu-
zieren, so dass es hier zu einer Vereinheitlichung im Bereich der beiden Hauser kommt
sowie zu einem einheitlichen riickwartigen Band auch im Verhaltnis zur B 9.

Dann ist nicht ersichtlich, warum das hier ja vom 6stlich gelegenen Mischgebiet durch
die B 9 deutlich getrennte Gebiet zwischen den Nrn. Sinziger Str. 2 und 12 (Eckgrund-
stiick zum Wassigertal) nicht in Fortsetzung des reinen Wohngebietes im Wassigertal zu
dem dortigen reinen Baugebiet zugeschlagen wird, wie dies schon beim letzten Verfah-
ren angeregt wurde. Eine Rickstufung dieses nordlich mit dem reinen Wohngebiet ver-
bundenen und auch angesichts des hangseitig angrenzenden Aul3enbereich hier ja
deutlich zusammengehdrigen Gebietes als allgemeines Wohngebiet lasst sich nur
schwer begrunden.

4.16.2 Stellungnahme der Verwaltung

Die Planzeichnung, die den Unterlagen zur Unterrichtung (friihzeitige Beteiligung) beige-
fugt war, beschrankte sich mit den Festsetzungen zunachst nur auf die Art der baulichen
Nutzung, die Festsetzung von nichtbaulichen Nutzungen (z.B. Griinflachen) sowie die
Verkehrsflachen. Auf die Festsetzung Uberbaubarer Grundstticksflachen durch Bau-
grenzen oder Baulinien wurde noch verzichtet (vgl. auch Nr. 5.4 der Begriindung zum
Bebauungsplan).

Vermutlich zielt die Anregung auf die im Bebauungsplan vorgenommene Trennung der
Grundstlicke Sinziger Stral3e 2 bis 8 in stral3enseitig gelegene Baulandflachen und
bergseitig gelegene Grunflachen ab. Hierbei geht es allerdings nur um die Frage, wel-
che Teilflachen dieser Grundstiicke Uberhaupt als Bauland gelten und damit grundsatz-
lich bebaubar sind, und welche Teilflachen als Grinland gelten und damit grundséatzlich
baulich nicht nutzbar sind. Das Grun- und Freiflachenkonzept sieht vor, auf diesen
Grundstiicken ab einer Tiefe von 50 m die vorherrschenden Freiflachen zu erhalten und
vor einer baulichen Inanspruchnahme zu schitzen. Auf die diesbeziiglichen Ausfuhrun-




gen in der Begrindung zum Entwurf des Bebauungsplans (Unterrichtung: Begrindung,
Kap. 4.4 S. 12/13) wird verwiesen.

An dieser Stelle ist anzumerken, dass die bisherige Tiefenbegrenzung von 50 m im wei-
teren Verfahren klarstellend zu Gberarbeiten ist. Sie fuhrt bisher dazu, dass ein Streifen
des Flursticks 813/4 als Bauland festgesetzt wird, obwohl diese Teilflache nicht er-
schlossen ist und folglich gar nicht als Bauland genutzt werden kann. Vorgeschlagen
wird, das Bauland nur bis zur stdlichen Grenze der Flurstiicke 813/6 sowie 813/7 und
von dort ab in Richtung Krankenhaus in einem Abstand von 45m zur Grenze zwischen
den Fluren 1 und 9 zu fuhren.

Fur die Fassung der Planzeichnung werden die Festsetzungen der tberbaubaren
Grundsttcksflachen erganzt. In diesem Teil der Satzung ist die Verwendung von Bau-
grenzen vorgesehen, die auf folgenden Uberlegungen basieren:

Die Bebauung der Hauser Sinziger Stral3e 2 bis 12 folgt nicht der Stral3e, die hier in ei-
nem grol3en Radius gefiihrt wird. Abgesehen von geringfiigigen Versatzen bilden die
straR3enseitigen Fassaden zur Stral3e hin gleichwohl eine nahezu einheitliche Bauflucht.
Typisch sind turm- und erkerartige Vorspriinge, bei Haus 8 der eingeschossige Ein-
gangsbereich, die vor die eigentliche Fassadenebene und damit vor die Bauflucht tre-
ten. Diese Fluchtlinie soll in diesem Baugebiet die stral3enseitige Baugrenze bilden.

In Bezug auf die Tiefe der vorhandenen Bebauung (Abstand der riickwartigen Fassade
zur StralRe) sind die Grundstlcke ebenso unterschiedlich ausgebildet, wie in Bezug auf
die Tiefe der Grundstiicke selbst. Wahrend auf dem mehr als 70 m tiefen Grundstiick
Sinziger StralRe 2 die Bebauung ab der Fluchtlinie etwa 27 m in das Grundstlck hinein-
ragt, weisen die Grundsticke Sinziger StraRe 10 und 12 nur eine Tiefe von ca. 30 m und
ein etwa 12 m tiefes Gebaude auf.

Parallel zu der zuvor abgeleiteten stral3enseitigen Baugrenze soll in einem Abstand von
15 m die ruckwartige Baugrenze verlaufen. Auf Grund der deutlich geringeren Grund-
stuckstiefen vermindert sich diese Malf3 fir die Grundstiicke Sinziger Straf3e 10 und 12
auf 12,0 m (Flurstticke 813/9 und 813/11). Die so definierte riickwartige Baugrenze ver-
l&uft durch die weit in das Grundstiick hineinragende Bebauung Sinziger Stral3e 2 hin-
durch. Eine Anpassung der Baugrenzen an den Geb&udebestand mit der Folge, dass
das der bestehende Gebaudegrundriss auf fur eine nachfolgende Bebauung aktiv gesi-
chert wird, soll nicht erfolgen. Auf Grund der Breite und Gro3e des Grundstiicks stehen
ausreichend bemessene Flachen zur Verfiigung, die bebaut werden kénnten. Zudem
sollen ausweislich des Griun- und Freiflachenkonzeptes die riickwartigen Flachen gera-
de in diesem Teil des Geltungsbereichs vor einer weiteren Bebauung gesichert werden,
so dass an einem weiterreichenden Bestandsschutz aus stadtebaulicher Sicht kein Inte-
resse bestehen kann.



Wwassigertal

X <
Abbildung 5: Ausschnitt Planentwurf fir Offenlage

Die weitergehende Anregung sieht vor, das bislang als WA1 festgesetzte Baugebiet
kunftig als reines Wohngebiet festzusetzen, da es an ein gleichartiges Baugebiet am
Wassigertal angrenzt und diesem zuzuordnen ware.

Dieser Anregung soll nicht gefolgt werden. Zunéchst ist die Annahme, im angrenzenden
Geltungsbereich des Bebauungsplans 10.22 ,Wassigertal* ware zur Bundesstralde hin
ein reines Wohngebiet festgesetzt, nicht richtig. Wie zuvor schon dargelegt, setzt der
benachbarte Bebauungsplan in seiner geltenden Fassung ein allgemeines Wohngebiet
(WA) fest (vgl. unter Nr. 4.15.2 Abbildung 4). Eine Festsetzung als reines Wohngebiet
ware zudem angesichts der von der stark befahrenen Bundesstralie ausgehenden
Emissionen bedenklich. Es ist anzunehmen, dass die im Beiblatt 1 zur DIN 18005 nie-
dergelegten schalltechnischen Orientierungswerte insbesondere zur Nachtzeit von 35
bzw. 40 dB(A) fur ein reines Wohngebiet nicht eingehalten werden kénnen bzw. sich die
Anforderungen an die von den Bauherren selbst durchzufiihrenden passiven Schall-
schutzmafl3nahmen erheblich erhéhen.

Aus stadtebaulicher Sicht ist die Festsetzung als allgemeines Wohngebiet auf Grund
des weitergehenden Zulassigkeitskatalogs gewiinscht, da in dem Baugebiet perspekti-
visch nicht nur eine reine Wohnbebauung, ggf. erganzt durch Raume fir freie Berufe,
zulassig sein soll.

4.16.3 Abwagungsvorschlag
Der Inhalt der Stellungnahme wird wie dargelegt bei der weiteren Planung beriicksich-
tigt.

4.17 Burger 4, Schreiben vom 11.04.2018

4.17.1 Inhalt der Stellungnahme




Sehr geehrte Damen und Herren,

zu dem im Betreff genannten offen gelegten Bebauungsplanentwurf nehmen wir wie
folgt Stellung:

1. Allgemeines

Wie Ihnen bekannt ist, ist die Fa. [... Firmenname fir 6ffentliche Beschlussvorlage ge-
I6scht ...] Eigentimerin des Grundstlcks Sinziger Stral3e 25/Alter Fuhrweg 2 und somit
von den Festsetzungen des Bebauungsplans unmittelbar direkt betroffen. Das vom Be-
bauungsplan betroffene Grundstiick ist unser einziger Grundbesitz und stellt den gro3-
ten wirtschaftlichen Einzelwert des Unternehmens dar.

Die Festsetzungen schranken sowohl die derzeitige als auch moégliche zukinftige Nut-
zungen unseres Grundstiicks so stark ein, dass die derzeitige Nutzbarkeit zumindest fur
Teile des Grundstticks aufgehoben wirde und eine angemessene wirtschaftliche Ver-
wertung des Grundstiick unmdglich ware, wenn der Bebauungsplan wie im Entwurf ge-
plant festgesetzt wirde. Zwar wirde die Festsetzung unseres Grundstiicks als Misch-
gebiet sowohl eine Wohn- als auch eine Gewerbebebauung erlauben. Aufgrund der wei-
teren Vorgaben im Bebauungsplan wird die Nutzung aber so stark eingeschrankt, dass
eine sinnvolle wirtschaftliche Verwertung des Grundstiicks nicht mehr gegeben ist. Un-
ser Grundstuck wurde hierdurch zum ,,Gar-nichts-mehr-Gebiet".

Obwohl das OVG Rheinland-Pfalz den im Jahr 2008 verabschiedeten Bebauungsplan
auf unseren Antrag hin mit Urteil vom 27.09.2010, Aktenzeichen 1 C 10008/10.0VG we-
gen Rechtswidrigkeit fir unwirksam erklart hat, stellt die Stadt den rechtswidrigen Be-
bauungsplan ausweislich S. 6 unten der Begriindung zum Entwurf des Bebauungsplans
.in weiten Teilen" erneut auf. Statt den Dialog zu suchen und eine gemeinsame Entwick-
lung der Anrainergrundstiicke insbesondere unseres Grundstiicks und Einbindung in die
Remagener Gesamtinfrastruktur in Angriff zu nehmen, wozu wir in den letzten knapp
zehn Jahren jederzeit bereit gewesen waren, wird erneut versucht, ,durchzudricken".
Es versteht sich von selbst, dass wir den aktuellen Entwurf ebenso zur Kontrolle durch
das OVG stellen werden, wie den letzten Plan. Ein konstruktives Miteinander wére aus
unserer Sicht aber die bessere Lésung.

Im Einzelnen aufgrund der nachfolgenden Erwagungen ist der Entwurf zu Uberarbei-
ten/andern. Die Darstellung orientiert sich in Ihrer Reihenfolge an den Planfestsetzun-
gen, den ,Textlichen Festsetzungen" und sodann an der Begrindung des Bebauungs-
plans.

2. Zu den Planfestsetzungen

Es ist unseres Erachtens kein sachlicher Grund dafir erkennbar und wird auch in der
Begrindung des Planentwurfs kein Grund daftir genannt, warum im Bereich des Misch-
gebiets, in dem unser Grundstlck liegt eine Geschossflachenzahl mit 1,2 festgesetzt
wird und im Bereich GE3 eine Baumassenzahl von 2,4 angesetzt wird. Die Festsetzung
einer niedrigen Geschossflachenzahl schrankt die zukiinftige Nutzbarkeit des Grund-
stuicks erheblich ein. Sie sollte daher, insbesondere vor dem Hintergrund der zusatzli-
chen erheblichen Einschrankungen hinsichtlich der Nutzbarkeit fiir den Einzelhandel
deutlich héher, im Idealfall auf 2,4 festgesetzt werden. Dies insbesondere vor dem Hin-



tergrund, dass die angesetzte GRZ mit 0,6 aufgrund gegebenenfalls zu schaffender
Park- und Verkehrsflachen wohl nicht ausgeschopft werden kann.

Die norddstliche Ecke unseres Grundstiicks ist mit Lagerplatz bezeichnet. Diese Be-
zeichnung ist fehlerhatft.

3. Zum Textteil zum Entwurf des Bebauungsplans

3.1. Zu ziff. 1.1. Art der baulichen Nutzung und 1.2. Einzelhandel (S. 2 u. 3)

Soweit im Bebauungsplanentwurf vorgesehen ist — was aus den Formulierungen nicht
ganz Kklar wird -, dass die an sich in einem Mischgebiet zulassigen Einzelhandelsbetrie-
be, die an letzte Verbraucher mit den im Bebauungsplanentwurf genannten Sortimenten
(Nahversorgungsrelevante Sortimente, Zentrenrelevante Sortimente) verkaufen, fir das
Gebiet, in dem unser Grundstuck liegt, fir unzulassig erklart werden, wirde dies die
wirtschaftlich interessanteste, moglicherweise einzig sinnvolle anderweitige Nutzungs-
maoglichkeit unseres Grundsticks u. E. unzulassig beschneiden und die wirtschaftliche
Verwertungsmaoglichkeit des Grundstucks erheblich beeintrachtigen. Das Grundstick ist
ideal fur ein Einkaufszentrum, einen Elektrogrol3markt o. a. geeignet.

Wir halten die entsprechenden Festsetzungen fiir nicht verfassungsgemaf3. U.E. werden
hier massiv unsere Grundrechte auf Eigentum und allgemeine Handlungsfreiheit verletzt
sowie der Gleichheitsgrundsatz.

Soweit es auf S. 3 heil3t, dass das Einzelhandelskonzept 2019 aktualisiert- wird, weisen
wir darauf hin, dass wir ein ,Nachbessern" des Plans aufgrund eines aktualisierten Kon-
zepts fur formal rechtswidrig halten. U.E. kann der Bebauungsplan insoweit nur auf ab-
schlieBenden Planungsdokumenten aufsetzen. Ein anderes Vorgehen wirde gegen das
Rechtsstaatsprinzip und das Recht auf rechtliches Gehor verstol3en. Dies, weil anderen-
falls ein Bebauungsplan rechtskraftig werden kdnnte, in dem maf3gebliche und wegen
der nur eingeschrankte Nutzbarkeit erheblich eigentumsrelevante Festsetzungen enthal-
ten sind, ohne dass zum Zeitpunkt der Aufstellung klar ist, welche konkreten Konse-
guenzen sich fur die einzelnen Eigentiimer ergeben kdnnten.

Daruber hinaus halten wir das Remagener Einzelhandelskonzept fur gescheitert. Insbe-
sondere die Innenstadt ist weitgehend unattraktiv. Sie weist viele Leerstande auf und ist
nicht mehr von Einzelhandel sondern von Galerien etc. geprégt.

Daruber hinaus halten wir die Aufstellung von Einzelhandelskonzepten tberhaupt fur
Uberholt. In Zeiten von Amazon und Co. kénnen sich Stadte u.E. entsprechende Kon-
zepte nicht mehr leisten und sollten stattdessen jeden Einzelhandelsbetrieb, der sich
ansiedeln will, mit offenen Armen aufnehmen. Dass sich entsprechende Einzelhandels-
betriebe aber nur bei infrastrukturell. attraktiver Lage ansiedeln, versteht sich von selbst
Gerade die B9 mit hohem Durchgangsverkehr wére fur entsprechende Einzelhandelsun-
ternehmen ausgesprochen attraktiv.

Die Ausnahmen gern. Ziff. 1.2.1. halten wir fur nicht ausreichend. Verkaufsstellen mit
weniger als 50 gm sind nicht mehr zeitgemal und kénnen kaum wirtschaftlich betrieben
werden. Allenfalls sind hier Kioske/Trinkhallen denkbar, die jedenfalls nicht zur Attraktivi-
tatssteigerung der Strafl3e beitragen.



3.2. Zu 1.4. Bauweise

Wir halten es fur rechtlich unzulassig, unser Grundstiick als Mischgebiet auszuweisen,
in dem eine Wohnbebauung zul&ssig ist, gleichzeitig - auch insoweit ist der Plan u.E.
unklar - aber eine Neubebauung mit Wohnraum zu untersagen. Eine entsprechende
Einschrankung ist widersinnig und zu weitgehend.

Wir verstehen den Plan so, dass die Ziff. 1.4.3: sich auf unser Grundsttick bezieht und
weiter so, dass im Hinblick auf die Grundstiicksgrenzen eine offene Bauweise festge-
setzt werden soll. Dies ist nicht nachvollziehbar und entwertet unser Grundstiick erheb-
lich. Bereits jetzt ist die Bebauung unseres wie auch der Nachbargrundstiicke, worauf in
der Begrindung zum Plan unter 5.3. ausdrucklich hingewiesen wird, vielfach grenzstan-
dig, so dass insbesondere ein einheitliches Erscheinungsbild eine offene Bauweise nicht
gebietet. Unseres Erachtens sollte auch eine geschlossene Bauweise zulassig sein.

3.3. Zu 1.5. Uberbaubare Grundstiicksflachen

Soweit die Uberbaubaren Grundstiicksflachen zu einem Zeitpunkt nach Verabschiedung
des Bebauungsplans eingearbeitet werden soll, halten wir dies aus den oben dargeleg-
ten Grinden fir formal rechtswidrig und unzulassig.

U.E. kann der Bebauungsplan auch insoweit nur auf abschlieRenden Planungsdoku-
menten aufsetzen. Ein anderes Vorgehen wirde gegen das Rechtsstaatsprinzip und
das Recht auf rechtliches Gehor verstol3en. Dies, weil anderenfalls ein Bebauungsplan
rechtskraftig werden kdnnte, in dem maf3gebliche und wegen der nur eingeschréankten
Nutzbarkeit erheblich eigentumsrelevante Festsetzungen enthalten sind, ohne dass zum
Zeitpunkt der Aufstellung klar ist, welche konkreten Konsequenzen sich fir uns und an-
dere Eigentimer ergeben kénnten.

3.4. Zu 1.6. Immissionsschutz

Soweit unter Ziff. 1.6. auf ein noch einzuholendes schalltechnisches Gutachten Bezug
genommen wird, halten wir auch dies fur rechtlich unzulassig. U.E. kann der Bebau-
ungsplan auch insoweit nur auf abschlie3enden Planungsdokumenten aufsetzen also
erst verabschiedet werden, wenn das Gutachten vorliegt und bewertet wurde. Ein ande-
res Vorgehen wirde gegen das Rechtsstaatsprinzip und das Recht auf rechtliches Ge-
hor verstol3en. Dies, weil anderenfalls ein Bebauungsplan rechtskréftig werden kénnte,
in dem maf3gebliche und wegen der nur eingeschrankte Nutzbarkeit erheblich eigen-
tumsrelevante Festsetzungen enthalten sind, ohne dass zum Zeitpunkt der Aufstellung
klar ist, welche konkreten Konsequenzen sich fir uns und andere Eigentiimer ergeben
konnten.

3.5. Zu Ziff. 2.1.Werbeanlagen

Wie der Stadt Remagen bekannt ist, beherbergt unser Grundstiick verschiedene Ge-
werbebetriebe. Einige Grundstlicks- Geb&audeteile sind an gewerbliche Mieter vermietet.
Gern. Ziff. 2.1.3. wird u. E. sind lediglich drei Werbeanlagen je Baugrundsttick zulassig.
Bitte erlautern Sie den Begriff des Baugrundstiuicks. Auf unserem Grundsttick sind mehr
als drei gewerbliche Mieter ansassig. Eine entsprechende Festsetzung wirde ggf. dazu
fuhren, dass auf unserem Grundstiick anséssige Mieter an der Stéatte der Leistung nicht
werben kdnnen, weil bereits drei Mieter entsprechende Werbeanlagen unterhalten. Dies
wuirde unzuldssig in unsere Eigentumsrechte eingreifen, weil Mieter evtl. nicht mehr be-



reit sind, bei uns Flachen anzumieten. Es wirde aber auch in die Berufsfreiheit der Mie-
ter eingreifen, wenn diese nicht auf sich aufmerksam machen konnten. U. E. missen
aufgrund der GroRRe des Grundstiicks sowie dem Umstand, dass das Grundstiick so-
wohl vorn Alten Fuhrweg aus als auch von der Sinziger Str. aus zuganglich ist, mindes-
tens zwei Werbeanlagen pro Mieter zulassig sein.

Eine ausnahmsweise Zulassung, die eine weitere Vermietung des Grundstticks in jedem
Einzelfall stets vom ,Wohl und Wehe" der Stadt abhangig machen wirde, ist zur Wah-
rung unserer Rechte nicht ausreichend.

Soweit vorgesehen ist, dass Werbeanlage nur an der Statte der Leistung angebracht
werden durfen, durfte flr einen Betrieb der beim Kunden arbeitet, keine Werbung mehr
angebracht werden. Eine Untersagung von Werbung am eigenen Betriebsgrundstick
halten wir fir unzuléassig und grundrechtswidrig.

Zudem mussten vorne an der Strafl3e Mindestens eine grofRe kombinierte freistehende
Mehrfachwerbeflache fir die auf dem Grundsttick befindlichen Betriebe moglich sein.
Nachdem sich auf dem Grundstiick bereits eine freistehende kommerzielle Werbeflache
fur Dritte befindet, musste fir die Mieter eine weitere freistehende Anlage zul&assig sein.

3.6. Zu Ziff. 3

Einen Mindestabstand von Gehdlzen zum Bahngrundsttick in Hohe der Endwuchshéhe
eines Gehdlzes zzgl. 2,5 m halten wir fur unzuléssig, da er im Prinzip jede sinnvolle Be-
pflanzung des zur Bahn hin gelegenen Teilbereichs unseres Grundstiicks ausschlief3t.
Entsprechende Abstande werden auch in der Umgebung nicht eingehalten, so dass ei-
ne Ungleichbehandlung bzw. ein Verstol3 gegen Art. 3 GG vorliegt.

Ebenfalls nicht einzusehen ist, wieso wir im Interesse der ¢ffentlichen Sicherheit ein Be-
treten der Bahnanlage von unserem Grundstiick verhindern sollen und die Einfriedung
fur das Grundsttick zur Bahn hin auf eigene Kosten herstellen und unterhalten sollen.
Dies ist Aufgabe der Bahn selbst.

4. Zur Begruindung des Entwurfs

4.1. Zu 1.4. Weitergehende Informationen/Planungsablauf

Die Aufstellung des Bebauungsplans anhand eines ,Vorentwurfs" zum Ausbau der B9,
die nicht die abschlieRende StraRenplanung darstellt, und die wohl spéater folgende
.Einarbeitung weiterer Festsetzungen", halten wir fir formal rechtswidrig. U.E. kann der
Bebauungsplan insoweit nur auf abschlieRenden Planungsdokumenten aufsetzen. Ein
anderes Vorgehen wirde gegen das Rechtsstaatsprinzip und das Recht auf rechtliches
Gehor verstol3en. Dies, weil anderenfalls ein Bebauungsplan rechtskraftig werden kénn-
te, in dem malRgebliche und soweit es den wohl geplanten Zukauf von Grundstlcken fur
die Stral3enerweiterung angeht erheblich eigentumsrelevante Festsetzungen enthalten
sind, ohne dass zum Zeitpunkt der Aufstellung klar ist, welche konkreten Konsequenzen
sich fur die einzelnen Eigentimer ergeben kdnnten.

Gleiches gilt fur das Vorhaben der Stadt, auch andere notwendige Gutachten wie zum
Schallschutz und zum Natur- und Artenschutz erst nach Verabschiedung des Entwurfs
einzuholen. Dieses Vorgehen ist unzuléassig. Zuerst sind die Gutachten einzuholen,



dann der Plan aufzustellen. Es ist nicht nachvollziehbar, wie die Stadt einen Bebau-
ungsplan verabschieden will, ohne sich zuvor die notwendige Sachkenntnis verschafft
zu haben.

Die einzuholenden Fachgutachten kbnnen ganz erheblichen Einfluss auf den Bebau-
ungsplan haben und ihn grundlegend andern. Das Vorgehen der Stadt verstof3t insoweit
gegen die Grundsatze auf ein faires Verfahren und das rechtliche Gehor. Dies umso
mehr, als die Stadt auf S. 8 oben ausflhrt, Ziel des Bebauungsplans sei die ,Festset-
zung des notwendigen Verkehrsflachen".

4.2. Zu 2. Anlass und Ziel der Planung
Es wird um Mitteilung gebeten, welche ersten Anregungen der Stadtverwaltung sowie
des Ortsbeirats im Vorentwurf zum StralRenbau bereits eingearbeitet wurden.

4.3. Zu 3.2. Verhéltnis zu Nachbargemeinden

Wie oben bereits dargelegt halten wir einen Ausschluss des Verkaufs bestimmter Waren
fur unzulassig. Dies jedenfalls soweit wie vorgesehen, keine Waren mehr tbrig bleiben,
fur die wirtschaftlich sinnvoll ein Vertrieb angesiedelt werden kénnte. Warum z.B. eine
Elektrofachmarkt das Einzelhandelskonzept tberhaupt stéren konnte, nachdem in
Remagen kein Elektrofachmarkt existiert, ist nicht nachvollziehbar. Gleichwohl ist ein
solcher nach den Planungen unzuléssig.

4.4. Zu. 3.3. Sonstige lUibergeordnete Fachplanungen

Eine Verbreiterung der B9 halten wir nicht fiir notwendig. Die Stral3e erfillt ihnren Zweck.
Die vorgesehenen Ausbauten, insbesondere die Abbiegespuren halten wir fur nicht not-
wendig. Der Verkehrsfluss ist ausreichend, Staus kommen nicht vor. Die Strecke im
Planungsbereich ist auch kein Unfallschwerpunkt.

Eine Verbreiterung ist insbesondere nicht zur Schaffung eines ausreichenden Gehwegs
0.4. erforderlich. Die FuRgangerwege sind breit und gut einsehbar.

Grunde fur einen Ausbau liegen daher nicht vor. Wir bitten um Erlauterung, ob Teile un-
seres Grundstucks in die Stral3enplanung einbezogen sind.

Eine etwaige einseitige Fahrbahnerweiterung zu Lasten der Rheinseite wirden wir fir
unangemessen und unter Gleichbehandlungsgesichtspunkten fur unzulassig halten.
Angemessen ware maximal eine jeweils halftige Belastung der Anwohnergrundstticke.

4.5. Zu 3.4. Verhéltnis zu anderen Planungen
Wir halten es fur unzulassig, dass die Planung auf ein Einzelhandelskonzept Bezug
nimmt, das erst zukinftig Gberarbeitet werden soll.

4.6. Zu 4.2. Nutzungskonzept

Soweit die Stadt ausfuhrt, die Planung diene dazu Nutzungskonflikte wie dem unmittel-
baren Nebeneinander von gewerblichen und Wohnnutzungen zu vermeiden, sei darauf
hingewiesen, dass es nennenswerte entsprechende Konflikte auf unserem Grundstick
nicht gibt. Im Gbrigen ist ein entsprechendes Nebeneinander nach dem Baurecht zulés-
sig, was die BauNVO gerade uber den Begriff des Mischgebiets abbildet. Soweit es un-



ter Ziff. 4.2. heil3t ,Neu-, Aus- und Umbauten dieser Vorhaben werden jedoch nicht mehr
zugelassen", halten wir dies jedenfalls soweit davon - was aus dem Plan nicht ganz klar
wird - auch das Mischgebiet 2 betroffen ist, fir unzulassig. Man kann kein Mischgebiet
festsetzen, in dem eine Wohnbebauung grundsatzlich zulassig ist und dann die Wohn-
bebauung verbieten. Eine entsprechende Festsetzung wére dann in Wahrheit gar kein
Mischgebiet.

4.7. Zu 4.3. Verkehrskonzept

Fur uns ist nicht nachvollziehbar, wieso heute eine Stral3e erweitert werden muss fur ei-
ne Potentialflache, fur die noch nicht einmal ein Plankonzept besteht. Bei der aktuellen
Dauer von Planverfahren ist mit einer Bebauung der Potentialflache und einem dadurch
erhdhten Verkehrsaufkommen friihestens in 15 Jahren zu rechnen und somit zu einem
Zeitpunkt, zu dem die Stral3e ohnehin wieder erneuert werden musste.

Die mittig liegenden Abbiegespuren sind wie bereits dargelegt aus unserer Sicht nicht
erforderlich, weil insbesondere der Verkehrsfluss auch so ausreichend gewéhrleistet
wird.

4.8. Zu 5.1.4. Regelungen zum Einzelhandel

Aus der Begrindung des Plans geht wie bereits dargelegt nicht eindeutig hervor, ob
auch auf unserem Grundstiick Einschréankungen im Hinblick auf den Einzelhandel be-
stehen. Wie bereits oben dargelegt, halten wir eine Einschrankung der ansonsten zulas-
sigen Einzelhandelsnutzung unter den Gesichtspunkten des grundrechtlichen Eigen-
tumsschutzes, der Berufsfreiheit und der allgemeinen Handlungsfreiheit fir unzulassig.

Dass das zu uberarbeitende ,Einzelhandelskonzept" einen Grund im Sinne von § 1 Abs.
3 BauGB und 8§ 1 Abs. 9 BauNVO darstellen kann, halten wir fur fraglich. Weiter ist frag-
lich, ob das Einzelhandelskonzept den Anforderungen des § 1 Abs. 6 Nr. 11 BauGB ge-
nugt.

SchlieBlich gibt es bereits im Bereich der Stdeinfahrt einen Bau- und einen Supermarkt,
die ebenfalls Auswirkungen auf das Zentrum hétten.

Anders als im Plan wiedergegeben wirden sich Einzelhandelsbetriebe auf unserem
Grundstuck nicht ,,auf der grinen Wiese" befinden sondern die Stadt durch sinnvolle Li-
ckenfillung positiv verdichtet.

Zu bertcksichtigen ist auch, dass anders als z.B. der Einzelhandel in der Innenstadt und
auf dem Bechergelande ein auf unserem Grundstiick angesiedelter Einzelhandel Gber-
durchschnittlich stark auch von Pendlern und Durchgangsverkehr genutzt werden wiir-
de, die zusatzlich Geld in Remagen ausgeben wirden und je nach Art des Betriebs dar-
Uber hinausgehende positive Magnetwirkung auch flr ganz Remagen hatte.

U. E. ist die Einschrankung der Einzelhandelsnutzung vor dem Hintergrund der Eingriffe
in das Eigentum (Art. 14 GG) keinesfalls erforderlich und/oder angemessen und wider-
spricht auch Gleichbehandlungsgrundsatzen.

Wir sind nach wie vor der Auffassung, dass die Stadt nicht etwa mit dem Bebauungs-



plan das Einzelhandelskonzept umsetzen mochte, sondern umgekehrt das Einzelhan-
delskonzept ausschlief3lich zur Rechtfertigung des 2008er Bebauungsplans erstellt hat.
Dies wurde aus dem damaligen Einzelhandelskonzept selbst deutlich, als es darin hiel3:

,Das gemeinsame Mittelzentrum Remagen-Sinzig bendttigt letztlich ein
fachlich fundiertes Instrumentarium, um bei der Steuerung von Einzel-
handelsansiedlungen in den Stadtgebieten den praktischen Anforde-
rungen zu genugen. Hier stehen insbesondere die strengen Anforde-
rungen der Rechtsprechung an die Begriindungen in den Bebauungs-
planen zur Debatte. Deshalb ist eine aktualisierte Einzelhandelskonzep-
tion notwendig, die sowohl raumlich als auch hinsichtlich der unter-
schiedlichen Versorgungsfunktion und Angebotsformen des Einzelhan-
dels differenzierte Aussagen zur vergangenen Entwicklung, zur aktuel-
len Situation und zu den kunftigen Entwicklungsmdglichkeiten in allen
raumlichen Versorgungseinheiten der beiden Stadtgebiete trifft."

5. Zusammenfassung

Unseres Erachtens geht mit dem Bebauungsplan wie er im Entwurf dargestellt ist und es
in einigen Passagen der Begrundung anklingt eine ganz erhebliche Einschréankung der
Nutzbarkeit unseres Grundstlicks einher. Dies sowohl im Hinblick auf Wohnbebauung
als auch im Hinblick auf die Nutzung unseres Grundstiicks fur Einzelhandelsbetriebe.
Daruber hinaus verletzt der Plan so er gern. dem Entwurf festgesetzt werden sollte un-
sere Grundrechte am ausgeiibten und eingerichteten Gewerbebetrieb, am Eigentum
sowie auf allgemeine Handlungsfreiheit sowie den Gleichheitsgrundgrundsatz. Dies ins-
besondere bei dem Verbot des Einzelhandels sowie den Vorschriften Uber die Werbean-
lagen.

Zudem bestehen gegen den Planentwurf erhebliche formale Bedenken (Aufsetzen auf
einer Vorplanung beziglich des Ausbaus der B9, Einholung maf3geblicher Gutachten
und Uberarbeitung des Einzelhandelskonzepts erst nach Verabschiedung des Bebau-
ungsplans, Entwicklung aus dem Flachennutzungsplan, Einzelhandelskonzept als Ent-
wicklungskonzept i.S.d. BauGB etc.) sowie Bedenken hinsichtlich einer gerechten Inte-
ressenabwéagung und der Einhaltung der Grundséatze der Bauleitplanung gern. § 1
BauGB.

Wir werden den Bebauungsplan, so er gem. dem Entwurf festgesetzt wird, erneut dem
OVG zur Prufung vorlegen.

Wir wiirden es begrif3en, Uber die angesprochenen Punkte und den Planentwurf mit
dem Bauamt einen personlichen Gesprachstermin zu vereinbaren und bitten insoweit
um kurzfristige Rickmeldung fir eine Terminsabstimmung.

Mit freundlichen GriiRRen

4.17.2 Stellungnahme der Verwaltung

Zu 1. Allgemeines

Der Bebauungsplan wird fir ein Teilgebiet aufgestellt, welches sich in der Vergangen-
heit als sog. Gemengelage entwickelt hat. Dieses Nebeneinander verschiedenster Nut-




zungen stellt baurechtlich jedoch keinen rechtsfreien Raum dar, in dem sich jeder aus-
schlie3lich nach seinen Vorstellungen entwickeln kann. Neben dem Einfligungsgebot
setzt das Gebot der gegenseitigen Rucksichtnahme eine dieser rechtlichen Grenzen.
Eine stadtebaulich bewusste Entwicklung oder Steuerung findet damit jedoch nicht statt.
Mit dem Bebauungsplan wird das Ziel verfolgt, langfristig bestehende oder sich abzeich-
nende Konflikte stadtebaulich zu I6sen und eine bewusste Entwicklung einzuleiten, die
nicht nur vom Rucksichtnahmegebot gegentiber dem Nachbarn gepragt wird.

Hieraus folgt, dass bereits durch das Einfligungs- wie auch durch das Rucksichtnahme-
gebot rechtliche Schranken in der Ausnutzbarkeit von Grundstiicken ergeben. Eine freie
Entfaltung ohne Beachtung dieser rechtlichen Grundsétze ist bereits im Bestand nicht
maoglich.

Die Ziele des Bebauungsplans konnen fir einzelne Grundsticke bedeuten, dass sich
darlber hinaus weitergehende Einschrankungen fir die bauliche Nutzung ergeben kon-
nen; dieser Umstand ist aber jeglicher Regelung zu eigen. Keinesfalls fiihrt allerdings
dazu, dass ein Baugrundstiick , wie behauptet, gar nicht mehr genutzt werden kann.

Bei der Aufstellung eines Bauleitplans sind vielerlei Aspekte zu beachten. Die Belange
der Wirtschaft gehdren ebenso dazu, wie die Anforderungen an gesunde Wohn- und Ar-
beitsverhaltnisse, an die Wohnbediirfnisse der Bevolkerung, die Belange des Umwelt-
schutzes oder die Belange der Mobilitat, um nur einen kleinen Auszug aus den Pla-
nungsleitsitzen des 8 1 Abs. 6 zu benennen. Der Wunsch, ein Grundstiick so wirtschaft-
lich als méglich zu betreiben, ist nachvollziehbar, gehort in dieser Lesart jedoch weder
zu den gesetzlichen Leitlinien noch zu den Zielen des Bebauungsplans.

Es ist anzunehmen, dass die bereits bestehenden Beschrankungen einer baulichen o-
der sonstigen Grundstiicksnutzung durch eine nunmehr eindeutige Zuordnung im Be-
bauungsplan Uberhaupt erst bewusst werden. Dies steht dem Bebauungsplan, der sich
das Ziel setzt, stadtebauliche Konflikte festzustellen und unter angemessener Beriick-
sichtigung weiterer Belange zu einem Ausgleich zu fuihren, keinesfalls entgegen.

Der Vorwurf, mit dem eingeleiteten Verfahren wirde erneut versucht werden, bestimmte
stadtebauliche Ziele ,durchzudricken® ist in aller Form zurickzuweisen. Es gehort zu
den Aufgaben einer Gemeinde, die bauliche und sonstige Nutzung von Grundstticken
nach Mal3gabe des Baugesetzbuches vorzubereiten und zu leiten. Die Aufstellung eines
Bebauungsplans erfolgt unter Beteiligung der Blrger und der betroffenen Behorden,
was letztlich zur vorliegenden Stellungnahme geftihrt hat. Gerne nehmen wir die darin
enthaltene Anregung zu einem personlichen Kontakt auf.

Der Umstand, dass das OVG den im Jahr 2008 beschlossenen Bebauungsplan flr un-
wirksam erklart hat, hindert die Stadt nicht, nochmals auf deren Grundzige zurtickzu-
greifen. Dies gilt umso mehr, als dass das Gericht die Unwirksamkeit in der Hauptsache
mit einem nicht ausreichendem Bestimmtheitsgebot in Bezug auf die Festsetzung von
immissionswirksamen flachenbezogenen Schallleistungspegeln begriindet hat. Viele der
Aspekte, die in der aktuell vorliegenden Stellungnahme nochmals thematisiert werden,
wurden bereits im seinerzeitigen Normenkontrollverfahren von Antragsteller vorgetra-
gen. Das OVG hat diese nach Prifung aber nicht beanstandet, sondern als ordnungs-
gemalde Auspragung der gemeindlichen Planungshoheit sowie einer ordnungsgemalen



Abwagung bewertet.

Zu 2. Zu den Planfestsetzungen

Die Festsetzungen zum Maf3 der baulichen Nutzung nehmen die in § 17 Baunutzungs-
verordnung (BauNVO) geregelten Obergrenzen auf und stellen somit bereits im Ansatz
keine gemeindliche Willkir dar. Dem hatte sich im Jahr 2010 das OVG bei seiner Ent-
scheidung uber den ersten Bebauungsplan angeschlossen und die diesbezlglichen
Einwendungen des Antragstellers zurlickgewiesen.

Bei dem Grundstiick handelt es sich um das urspringlich von einer Bauunternehmung
errichte Betriebsgelande, fur das neben einer Betriebswohnung fir den Lagerverwaltung
mehrere Lagerraumen sowie eine Werkstatt zugelassen wurde. Entsprechende Geneh-
migungen, die bis in die 1940’er Jahre zurtckreichen liegen der Stadtverwaltung vor.
Spatere Nutzungsanderungen und -erweiterungen erlaubten den Bau und Betrieb meh-
rerer Lagertanks, die Einrichtung einer Kfz-Werkstatt sowie den Bau einer Remise fir
Freizeitfahrzeuge (Wohnmobile u.&.).

Im Planentwurf 2008 war das Grundsttick als Gewerbegebiet festgesetzt, welches durch
die Festsetzung unterschiedlicher Schallleistungspegel gegliedert war. Eine weitere
Entwicklung der vorhandenen Wohnnutzungen wurde durch textliche Festsetzungen
eingeschrankt.

Fur die aktuelle Planung wurde eine neuerliche Ortsbegehung durchgefiihrt. Festgestellt
wurde ein relativ hoher Anteil wohnbaulicher Nutzungen entlang der Stral3e Alter Fuhr-
weg. Aus der Uberlegung heraus, dass in einem Gewerbegebiet das Wohnen regelméa-
3ig unzulassig ist, wurden die betreffenden Grundstiicke im neuen Verfahren als Misch-
gebiet festgesetzt. Die gewerbliche Nutzung ist dabei auf solche Gewerbebetriebe be-
grenzt, die das Wohnen nicht wesentlich storen.
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Ausgehend von der Anregung werden die Festsetzungen jedoch dahingehend erganzt,



dass das Mischgebiet nach 8 1 Abs. 4 BauNVO gegliedert wird und auf dem Haupt-
grundsttick (210/1) nur gewerbliche Nutzungen erlaubt sind. Anderenfalls konnten tber
die genehmigte Betriebswohnung hinaus weitere Wohnnutzungen entstehen, die im
Konflikt mit der stdlich angrenzenden Gewerbenutzung stehen kdnnten. Dieser Ansatz
ist mit dem aktuell anzuwendenden Gebot der gegenseitigen Riucksichtnahme ver-
gleichbar, so dass es durch die Festsetzungen des Bebauungsplans zu keinen weiter-
gehenden Einschrankungen kommt.

Hinsichtlich der bestehenden Bebauung ist das Baugebiet (Mischgebiet) gepragt von ei-
ner Bebauung mit bis zu 2 Vollgeschossen nebst ausgebautem Dach. Dieser Rahmen
ware aktuell ohne den in Aufstellung befindlichen Bebauungsplan bereits zu beachten.
Nach den kinftigen Festsetzungen ergabe sich aus der GFZ heraus keine weitergehen-
de Einschrankung. Angesichts einer maximal zulassigen Grundflachenzahl von 0,6 lasst
eine Geschossflachenzahl von 1,2 eine Bebauung mit 2 Vollgeschossen grundsatzlich
zu. Aufenthaltsraume und Treppenraume in anderen als Vollgeschossen werden nicht
mitgerechnet, so dass sich auch hieraus keine weitergehende Beschrankung ergibt.

Bei der Benennung der Nutzungsart ,Lagerplatz® handelt es sich um einen Eintrag im
Kataster, nicht um eine Festsetzung des Bebauungsplans. Die Information leiten wir an
die Katasterverwaltung mit der Bitte um Prufung und Aktualisierung weiter.

Zu 3.1 Art der baulichen Nutzung / Einzelhandel

Zu der Frage der Beschrankungen der Einzelhandelsnutzungen hat das OVG in seiner
Entscheidung von 2010 bereits darauf hingewiesen, dass es sich hierbei um ein legiti-
mes stadtebauliches Ziel handelt, sofern dieses in sich schlissig und widerspruchsfrei
ist. Die Stadt miisse dabei auf eine korrekte Ubernahme der Ziele des Einzelhandels-
konzeptes in die Festsetzungen des Bebauungsplanes achten.

Das Einzelhandelskonzept, derzeit gultig in der 2013 Gberarbeiteten Fassung, wird wah-
rend der Planaufstellung tiberarbeitet. Selbstredend wird erst eine endgultige, vom
Stadtrat beschlossene Fassung Grundlage fur die weitere Planung sein. Der Petenten
geht daher recht in der Annahme, dass Festsetzungen in einem Bebauungsplan ohne
ein entsprechendes Verfahren nicht nachtraglich geandert werden kénnen. Soweit die
Begriindung zum Bebauungsplan auf noch zu erstellende Unterlagen und Fachgutach-
ten verweist, so sind darunter Fachbeitrage zu verstehen, die vor dem kommenden Be-
teiligungsschritt (Offenlage) erstellt und ggf. vom Stadtrat zu beschliel3en sind.

Im Hinblick auf die inhaltlichen Festsetzungen zur Art der baulichen Nutzungen ist der
Anspruch zurlckzuweisen, dass der Bebauungsplan fir das Grundsttick des Petenten
die wirtschaftlich interessanteste Folgenutzung erméglichen muss.

Bauleitplane sind aufzustellen, sobald und soweit es fiir die stéadtebauliche Entwicklung
und Ordnung erforderlich ist (8 1 Abs. 3 BauGB). Die Belange der Wirtschaft sind neben
vielen anderen Belangen zu beachten, nicht jedoch eine mdglichst optimale und eintrag-
liche Nutzung der Einzelgrundstiicke. Insoweit setzt der Bebauungsplan dem Inhalt des
Eigentums eine zulassige Schranke.

Soweit dartber hinaus die Wirksamkeit des Einzelhandelskonzeptes in Frage gestellt



wird, handelt es sich um eine personliche Auffassung. Die Stadt ist demgegenuber da-
von Uberzeugt, dass das Konzept wirkt. So war gerade in jingster Zeit das Konzept ei-
ner der Ausgangspunkte dafur, dass an einer der Potenzialflachen die Ansiedlung eines
grof3flachigen Einzelhandler durch Einleitung eines Bebauungsplanverfahrens maglich
wird, andererseits in der Diskussion uber die Aufstellung eines Bebauungsplanes in ei-
ner Nachbargemeinde schiitzenswerte Belange des zentralen Versorgungsbereichs in
Remagen starker beachtet werden. Dies gilt gerade und insbesondere fiir solche Sorti-
mente, die in Remagen als nahversorgungs- und zentrenrelevant herausgearbeitet wur-
den.

Der Ausschluss von Einzelhandelsnutzungen ist bislang nur in den Gewebegebieten
vorgesehen (damit nicht auf dem als Mischgebiet festgesetzten Grundstick des Peten-
ten) und betrifft Gberdies nur die nahversorgungs- und zentrenrelevanten Sortimente.
Die Ausnahmen sollen nur klarstellen, dass von einem Verkauf relevanter Sortimente
auf kleiner Flache keine schadlichen Auswirkungen auf zentrale Versorgungsbereiche
ausgehen. Ein Kiosk oder kleiner Shop (z.B. im Kassenraum von Tankstellen) ware an-
derenfalls in einem Gewerbegebiet nicht zulassig.

Zu 3.2 Bauweise

Das Grundstiick des Petenten ist als Mischgebiet festgesetzt. Ein Mischgebiet dient
nach § 6 BauNVO dem Wohnen und der Unterbringung von Gewerbebetrieben, die das
Wohnen nicht wesentlich storen.

In der bisherigen Fassung der textlichen Festsetzungen gab es keine Bestimmungen,
die das Wohnen in den Mischgebieten eingeschrankt hatte. Ausgehend von den vorste-
henden Ausfiihrungen soll kiinftig hiervon abweichend eine Wohnnutzung auf dem Flur-
stuck 210/1 nicht mehr zugelassen werden.

In den Bestandsschutz der genehmigten Betriebswohnung greift dies nicht ein, da zu
unterstellen ist, dass die Nutzung wie genehmigt ausgedibt wird.

Einer alternativ denkbaren Festsetzung der Hauptparzelle als Gewerbegebiet begegnet
insoweit rechtlichen Bedenken, da durch eine absehbare Beschrankung der zuldssigen
Betriebe und Anlagen die allgemeine Zweckbestimmung nach § 8 BauNVO (, ...dienen
vorwiegend der Unterbringung von nicht erheblich belastigenden Gewerbebetrieben.®)
nicht mehr gewahrleistet ware.

Die Zuordnung des Baugebietes zu den in Textteil bereits definierten Bauweisen wird
klarstellend zur Offenlage in die Planzeichnung ibernommen. Ausgehend von der vor-
handenen Bebauung soll vorliegend mit der abweichenden Bauweise ,a1“ festgesetzt
werden, nach der die Bebauung an einer seitlichen Grundstiicksgrenze ohne Grenzab-
stand madglich sein soll. Der Anregung wird insoweit gefolgt.

Zu 3.3 Uberbaubare Grundsticksflachen

Die Festlegung der tiberbaubaren Grundstticksflachen erfolgt mit der Planzeichnung der
Offenlage. Fur den Verfahrensschritt der Unterrichtung (frihzeitige Beteiligung) war sie
noch nicht erforderlich, da hier zunéchst die Information tber die allgemeinen Planungs-
ziele im Vordergrund stand. Verbindliche Au3enwirkung wird letztlich eine Version ent-
falten, die nach der anstehenden Offenlage noch vom Stadtrat zu beschlief3en sein wird.



Zu 3.4 Immissionsschutz

Auch fur diesen Teil der Anregungen gilt, dass selbstredend erst die endgiltige Fassung
des Bebauungsplanes nach einem Satzungsbeschluss Rechtswirkung entfalten kann.
Fur das nachfolgende Beteiligungsverfahren der Offenlage sind jedoch noch Gutachten
zu erstellen, deren Ergebnisse in den Entwurf (Planzeichnung und/oder Textteil) einflie-
Ben. Insbesondere die Beteiligung der Behérden diente im Rahmen der Unterrichtung
dazu, den Umfang der noch zu erstellenden Gutachten abzustimmen.

Zu 3.5 Werbeanlagen

Die Anregung fuhrt dazu, dass die Textfestsetzungen tber die Werbeanlagen klarstel-
lend um eine Definition des Begriffs Baugrundstiick erganzt werden. Bezugsflache ist in
dieser Hinsicht das Baugrundstick i.S. des § 19 BauNVO.

Dabei handelt es sich um eine raumlich begrenzte Flache, auf der nach den Festset-
zungen des Bebauungsplans die Errichtung baulicher Anlagen zuléssig ist. Das Bau-
grundsttick kann aus mehreren Flurstiicken bestehen oder auch nur die als Bauland
festgesetzten Teile eines (Buch-)Grundstiicks umfassen.

Vorliegend besteht das Baugrundstiick aus den im Eigentum des Petenten stehenden
drei Flurstiicken.

Die Festsetzungen dienen dazu, eine Haufung von Werbeanlagen zu vermeiden. Das
Konzept sieht vor, dass auf einem Baugrundstiick drei Werbeanlagen zuldssig sind.
Hiervon darf eine als freistehende Anlage errichtet werden; gedacht hier ist z.B. an ei-
nen Mast oder Pylon im Bereich der Grundstickszufahrt. Die Ansichtsflache der Werbe-
anlage ist auf jeweils max. 9 m2 beschrankt. In der Begriindung wird bereits erlautert,
dass, sofern ein Baugrundstiick mehrere Betriebe beherbergt, sich diese die zulassige
Werbeflache aufteilen missen; erforderlichenfalls ist eine Gemeinschaftsanlage zu er-
richten. Ausnahmen sind in Abhangigkeit der GréRe des Baugrundstiicks (> 3.000 m2)
zugelassen, was bei dem Grundstiick des Petenten vorliegend gegeben wéare. Nach
Auskunft des Gewerbeamtes sind derzeit zwei Betriebe auf dem Baugrundstiick ange-
meldet.

Eine unzuléassige Einschrdnkung der Rechte der Eigentimer oder der Betriebsinhaber
wird hierin nicht gesehen. Die Stadt verfolgt mit dem Konzept eine positive Gestaltungs-
absicht. Sie greift jedoch regelnd ein, um ein UbermaR zu verhindern.

Das Baugrundsttick des Petenten verfiigt Gber eine Grof3e von mehr als 3.000 m?, so
dass von der Ausnahmeregelung Gebrauch gemacht werden kann. Fakt ist aber auch,
dass das Baugrundsttick im unmittelbaren Anschluss an die Sinziger Stral3e lediglich
etwa 23 m breit ist und sich erst im weiteren Verlauf aufweitet. Ohne die vorgesehenen
Beschrankungen liel3e sich in Anschluss an die Sinziger Stral3e eine Ansammlung von
Werbeanlagen nicht verhindern, die sich nicht nur gegenseitig verdecken und damit ih-
ren eigentlichen Zweck verfehlen, auf die drtlich angebotenen Dienstleistungen hinzu-
weisen. Zu befurchten ware zudem, dass im Bereich der Ausfahrt von dem gegentber
der B9 tiefer liegenden Grundstuick die Sichten auf die Verkehrsflache erheblich einge-
schrankt werden. Schlie3lich ist aus stadtebaulichen Grinden eine Haufung von Wer-
beanlagen nicht gewiinscht. Werbung, gerade auch fir die drtlich anséassigen Betriebe,
ist notwendig, sie soll jedoch - auch abschnittsweise - nicht das Ortsbild pragen.



Bei dem Begriff ,Statte der Leistung” handelt es sich um einen unbestimmten Rechtsbe-
griff, der jedoch durch die Rechtsprechung ausreichen definiert wird.

,Eine Statte der Leistung ist dort vorhanden, wo der Gegenstand, fir den geworben
wird, hergestellt, angeboten, gelagert oder verwaltet wird. Dariber hinaus wird in der
Rechtsprechung nicht nur der Ort, wo die Leistung erbracht wird, sondern auch dort, wo
die Leistung direkt von einem potenziellen Abnehmer nachgefragt wird, als Stéatte der
Leistung angesehen® (Jeromin, Landesbauordnung Rheinland-Pfalz, Kommentar, 8§ 52,
RN 34 mit Verweis auf das Urteil des VG Trier vom 25.10.2006 — 5 K 426/06).

Die vorgetragenen Bedenken sind insoweit ausgeraumt.

Zu 3.6 Mindestabstand von Gehdlzen zur Bahnanlage, Betretungsverbot der Bahnanla-
gen, Einfriedungspflichten

Bei den Inhalten, auf die hier Bezug genommen wird, handelt es sich nicht um Festset-
zungen des Bebauungsplanes, sondern um die im Anschluss an den normativen Teil
enthaltenen Hinweise. Die Hinweise weisen den Bauherren auf bestimmte Sachverhal-
ten, Normen und Regelwerke oder offentlich-rechtliche Bestimmungen weiterer Rechts-
gebiete hin, die bei der Umsetzung des Bebauungsplans beachtlich werden kdnnten.

Zu 4.1 weitergehende Informationen / Planungsablauf

Die Anregungen in diesem Punkt greifen zuvor bereits behandelte Sachverhalte auf.
Vorliegend handelt es sich offenkundig um ein Missverstandnis, denn die aufgefuihrten
Fachgutachten und Planungen sollen noch im Aufstellungsverfahren zum Bebauungs-
plan erstellt werden und im erforderlichen Umfang in die Planung einfliel3en, bevor der
Bebauungsplan als Satzung beschlossen wird. Erst dann kénnen die Inhalte des Be-
bauungsplans verbindliche AuRenwirkung entfalten.

Zu 4.2 Anlass und Ziel der Planung

Mit dem Bebauungsplan werden die Grundlagen fur den Ausbau der Ortsdurchfahrt der
Sinziger StralRe gelegt. Fur die Planungen zum Ausbau der Verkehrsflache ist der Lan-
desbetrieb Mobilitat zustandig. Im Vorfeld der Unterrichtung wurde ein erster Entwurf der
Ausbauplanung innerhalb der stadtischen Bauverwaltung wie auch im Ortsbeirat
Remagen (6ffentliche Sitzung, 16.05.2018, TOP 5) diskutiert. Die meisten Anregungen
bezogen sich auf die fir das Bebauungsplanverfahren unbeachtliche Aufteilung der
Verkehrsflachen. Von Seiten der Bauverwaltung wurden insbesondere Hinweise auf
kiinftige Baugebiete gegeben, so dass ein Ausbau der Einmindung Im neuen Weg be-
reits bei der Ausbauplanung berticksichtigt werden konnte.

Zu 4.3 Verhéltnis zu den Nachbargemeinden
Die Ausfuhrungen werden unter Bezug auf die vorstehenden Ausfiihrungen zum Einzel-
handelskonzept zur Kenntnis genommen.

Zu 4.4 sonstige Ubergeordnete Fachplanungen, hier: Ausbau der Bundesstral3e
Die personliche Meinung, dass ein Ausbau der Verkehrsflache nicht fir erforderlich ge-



halten wird, nehmen wir zur Kenntnis.

Im Gegensatz zu der personlichen Auffassung wird insbesondere seitens der Stadt wie
auch des StralRenbaulasttragers der Ausbau fir erforderlich gehalten. Die Verstetigung
des Verkehrsflusses durch die Schaffung von Abbiegespuren, die Starkung der Ver-
kehrssicherheit durch Einfadelspuren, Querungshilfen und vor allem die Schaffung eines
durchgehenden, baulich von der Fahrbahn getrennten Gehweges sind angesichts der
gestiegenen Verkehrsanforderungen ausreichende Griinde fur die geplante Ausbau-
mafinahme.

Nach den vorliegenden Planungen ist der Ankauf von Grundstuicksflachen des Petenten
fir den Ausbau der Stral3e nicht erforderlich.

Zu 4.5 Verhaltnis zu anderen Planungen
Auf die vorstehenden Ausflihrungen zu 4.3 u.a. wird verwiesen

Zu 4.6 Nutzungskonzept

Den Ausfiihrungen des Petenten kénnen nicht nachvollzogen werden. Weder aus dem
Entwurf der textlichen Festsetzungen noch aus der Begriindung heraus ergibt sich ein
Ausschluss von Wohnnutzungen.

Zu 4.7 Verkehrskonzept

Die Aufgabe eines Bebauungsplanes ist es, die in seinem Geltungsbereich erkannten
Aufgaben einer stadtebaulichen Losung zuzufihren.

Eines der wesentlichen Ziele des Bebauungsplanes ist es, die fur den Ausbau der Bun-
desstral3e notwendigen Verkehrsflachen zu sichern. Hierbei sind auch die Situationen
an den einmindenden Stral3en zu beachten. Durch die Darstellungen im Flachennut-
zungsplan ist fur jedermann erkennbar, dass angrenzend an das Plangebiet eine etwa
5,5 ha groRRe Flache als Wohngebiet entwickelt werden soll. Die &ulRere Erschliel3ung
dieser Potenzialflache kann nur Uber ,Im neuen Weg“ und Wassigertal an die Sinziger
Stral3e und damit an das ortliche und Gberértliche Verkehrsnetz erfolgen. Der aktuelle
Bebauungsplan muss es sich daher zur Aufgabe machen, fir die durch seinen Gel-
tungsbereich fihrenden Bereiche vorsorgend eine Verkehrsflache festzusetzen, damit
diese nicht anderweitig genutzt wird und in der Folge dann einer spateren Entwicklung
des potenziellen Baugebietes wegen unzureichender ErschlieRung moglicherweise ent-
gegensteht. Mit der Festsetzung einer Verkehrsflache im Bebauungsplan werden grund-
satzlich noch keine Aussagen Uber den Zeitpunkt der tatsdchlichen Inanspruchnahme
getroffen. Die vorgetragenen Bedenken treten gegentber dem Planungswillen der Stadt
somit zurtck.

Zu 4.8 Regelungen zum Einzelhandel
Auf die vorstehenden Ausfuihrungen zu Nr. 3.1 der Anregungen wird verwiesen.

Zu 5 Zusammenfassung
Mit der Aufstellung eines Bebauungsplans werden Regeln tber die Moglichkeit zur Nut-



zung der im Geltungsbereich befindlichen Grundstticke getroffen. Dass diese Regelun-
gen nicht immer mit den Vorstellungen der betroffenen Grundstickseigentiimer oder
Nutzungsberechtigten Gbereinstimmen, liegt in der Natur der Sache. Die Aufgabe der
Gemeinde ist es, die bauliche und sonstige Nutzung der Grundsticke vorzubereiten und
zu leiten. Sie muss dabei einem in sich schlissigen stadtebaulichen Konzept folgen.
Soweit dabei die MalRgaben insbesondere des Baugesetzbuches beachtet werden,
handelt es sich dabei um einen zulassige Handlungsbeschrankung der Betroffenen und
einen zulassigen Eingriff in das Privateigentum. Dies ist vorliegend gegeben.
Verschiedene Anregungen wurden bereits im Zuge des Normenkontrollantrages gegen
die Planung 2008 vorgetragen, bei denen das Gericht in seiner Entscheidung eindeutig
Stellung zu Gunsten der Stadt bezog und damit diese Inhalte der Planung als grund-
satzlich rechtmalig bewertet hat. Die Entscheidung 1 C 10008/10. OVG vom
27.09.2010 wurde im Zuge der Auswertung der Unterrichtung nochmals beigezogen und
ist in die Bewertung der Stellungnahmen mit eingeflossen.

Hinsichtlich der zeitlichen Abfolge liegt seitens des Petenten ein Missverstandnis vor.
Soweit die Unterlagen auf die Einbindung noch einzuholenden Fachgutachten abstellen,
bezieht sich dieser Vorgang ausschlie3lich auf den Prozess vor Rechtskraft des Bebau-
ungsplanes. Bereits in der Fassung der noch durchzufihrenden Offenlage als zweitem
Beteiligungsschritt mussen diese Werke den Verfahrensunterlagen beigefligt sein. Die
diesbezuglich an mehreren Stellen erhobenen Bedenken kdnnen damit entkréaftet wer-
den.

Das Angebot einer personlichen Kontaktaufnahme wird gerne angenommen, um bereits
im Verlauf der Planungen zu einem Gespréch zu kommen.

4.17.3 Abwagungsvorschlag
Der Inhalt der Stellungnahme wird wie dargelegt bei der weiteren Planung bericksich-
tigt.

4.18 Burger 5, Schreiben vom 11.04.2018

4.18.1 Inhalt der Stellungnahme
Sehr geehrte Damen und Herren,

hiermit mochten wir dringend anregen, vom Ausbau der Abzweigung der B 9 in den Neuen
Weg sowie dem Ausbau der Strafie Im Neuen Weg 2-8 und der Ausweisung als Wohngebiet
dieser Anwesen Abstand zu nehmen.

Begriindung:

Die Abzweigung von der B 9 wird ausschlieBlich dadurch behindert, dass Fahrzeuge der/fiir
die Fa. Hesseler und Chiptuning im Einfahrtsbereich parken.



Ein Ausbau der Straf3e im Bereich Im Neuen Weg 2-8 ist weder notwendig, noch steht der
Ausbau 1n irgendeinem Verhaltnis zum moéglichen Nutzen.

Eine Ausweisung als Wohngebiet fiir unsere Anwesen ist ebenfalls nicht nétig da wir alle
keinerlei Bauabsichten haben und unsere Anwesen so lieben wie sie sind.

Mit freundlichen Griilen

4.18.2 Stellungnahme der Verwaltung

Den Vorschlagen, auf die Einmindung des Weges ,Im neuen Weg" auf die Sinziger
Stralle sowie die Einbeziehung angrenzender Bestandsgebaude westlich der Stralle ,Im
Bungert® zu verzichten, soll nicht gefolgt werden.

Ein wesentliches Planungsziel ist die Bereitstellung der Verkehrsflachen, die fur einen
Ausbau der Bundesstral3e benotigt werden. Des Weiteren ist zu beachten, dass der Fla-
chennutzungsplan westlich des Plangebietes zwischen dem Wassigertal sowie Im neu-
en Weg eine etwa 5,5 ha grolRe Potenzialflache fur eine Wohnbebauung enthélt. Diese
soll verkehrlich Uber die Anbindungen Wassigertal sowie Im neuen Weg erschlossen
werden.

Vor diesem Hintergrund ware es fahrlassig, in dieser Kenntnis bei der vorliegenden Pla-
nung auf die Festsetzung der zusatzlich benétigten Verkehrsflachen zu verzichten. Der
angeregte Verzicht konnte eine spatere Planung erheblich erschweren, wenn eine Er-
schlieBung des geplanten Neubaugebietes nicht oder nur mit besonderem Aufwand
maoglich ware.

Mit der Festsetzung der Verkehrsflache wird keine Aussage uber den Zeitpunkt der tat-
sachlichen Inanspruchnahme getroffen. Der Bebauungsplan sichert jedoch die betref-
fenden Flachen und schitzt sie vor einer anderweitigen Nutzung, etwa durch eine Be-
bauung.

Dies gilt in entsprechender Weise flr die Wegeflachen, Uber die die Grundstiicke Im
neuen Weg 2 bis 8 verkehrlich erreichbar sind. Auch hier ist die Aufnahme in den Be-
bauungsplan nicht so zu verstehen, dass mit Rechtskraft des Bebauungsplanes ein
Ausbau unmittelbar anstehen wirde.

In seiner Begrindung geht der Bebauungsplan eingehend darauf ein, warum die Hauser
Im neuen Weg 2 bis 8 in den Geltungsbereich einbezogen werden. Diese Bebauung un-
terscheidet sich in ihrem stadtebaulichen Erscheinungsbild erkennbar von der Bebauung
entlang des Weges ,Im Bungert” oder gar der Sinziger Stral3e, so dass sich die Frage
stellt, ob diese noch dem Bebauungszusammenhang angehdren oder bereits Bestand-
teil des angrenzenden Auf3enbereichs sind. Jedes Gartenhaus oder jede Nutzungsan-
derung hatte diese Frage neu aufgeworfen.

Eine planerische Antwort hierauf ist das vom Bebauungsplan verfolgte Ziel, diese
Grundsticke in den Geltungsbereich einzubeziehen und damit zweifelsfrei als Bauland
festzusetzen.
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Abbildung 7: Auszug Planzeichnung (Unterrichtung) mit den Geb&uden Im neuen Weg 2 bis 8

4.18.3 Abwagungsvorschlag
Der Inhalt der Stellungnahme wird wie dargelegt bei der weiteren Planung nicht berick-
sichtigt.

4.19 Ortsbeirat Remagen, Sitzung vom 17.04.2019

4.19.1 Inhalt der Stellungnahme

Der Ortsbeirat beschliel3t einstimmig, die Flurstiicke 65/2, 65/3, 66/2, 66/3, die Uber die
Stral3e im Wassigertal erschlossen sind, aus dem Mischgebiet zu nehmen und diese als
allgemeines Wohngebiet zu deklarieren.

Fur das Flurstiick 67 (Sinziger StralRe 14 u. 14a), welches im Einmindungsbereich des
Wassigertals / Sinziger Stral3e liegt, beschlief3t der Ortsbeirat bei einer Gegenstimme
die Beibehaltung des Mischgebiets.

Der Ortsbeirat bittet nochmals anzufragen, ob eine Reduzierung der Stral3enbreite zu-
gunsten eines durchgehenden Rad- und FulRwegs entlang der Stral3e mdglich ist.

Auch bittet der Ortsbeirat um Prifung, ob die Hauseigentimer verpflichtet werden kon-
nen, auf ihren privaten Grundstiicken entlang der B9 Baume bzw. Straucher zur Begri-
nung zu pflanzen. Die Ausbauplanung sieht keine Neupflanzung von Baumen auf den
stadtischen Grundstiicken mangels geeigneter Flachen vor.

4.19.2 Stellungnahme der Verwaltung

Soweit sich die Anregung des Ortbeirates mit der Art der baulichen Nutzung der Grund-
stiicke an der Einmundung Wassigertal / Im Bungert befasst, wird auf die Ausfiihrungen
zur inhaltsgleichen Stellungnahme unter 4.15 verwiesen.

Hinsichtlich der Fihrung des Radweges entlang der Sinziger Stral3e betrifft der Prufauf-
trag zunachst nicht die Festsetzungen des Bebauungsplans, da dieser nur eine einheit-
liche Verkehrsflache festsetzt. Die Aufteilung dieser Verkehrsflache in Fahrbahn, Rad-



und Gehweg ist Aufgabe der nachgeordneten Ausbauplanung.

Die Bebauung der Grundstticke entlang der Sinziger Stral3e ist im Bestand bereits sehr
nah an den Fahrbahnrand herangeriickt. Vorgelagerte Flachen dienen vielfach als Zu-
fahrt oder werden als notwendige Stellplatzflache vorgehalten. Eine einheitliche, alleear-
tige Bepflanzung Uber den gesamten Stral3enabschnitt wird zwar als wiinschenswert
eingestuft, letztlich aber mit wenig Aussicht auf tatsachliche Realisierung eingeschatzt.
Erschwerend kommt hinzu, dass gerade entlang der Grundstiicksgrenzen zur Stral3e
Versorgungsleitungen liegen, die vor eindringendem Wurzelwerk zu schitzen sind. Von
einer zwingenden Vorgabe einer Bepflanzung soll im Bebauungsplan daher abgesehen
werden, gleichwohl wird sie als Empfehlung in die Hinweise zum Textteil aufgenommen.

4.19.3 Abwagungsvorschlag
Der Inhalt der Stellungnahme wird wie dargelegt bei der weiteren Planung bericksich-
tigt.




